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 Gesetzentwurf
 der Bundesregierung

 Entwurf eines Bundesbesoldungs- und -versorgungsanpassungsgesetzes
 2010/2011 (BBVAnpG 2010/2011)

 A.  Problem und Ziel

 Nach  §  14  des  Bundesbesoldungsgesetzes  (BBesG)  und  §  70  des  Beamtenver-
 sorgungsgesetzes  (BeamtVG)  sind  die  Bezüge  der  Beamtinnen  und  Beamten,
 Richterinnen  und  Richter,  Soldatinnen  und  Soldaten  sowie  der  Versorgungs-
 empfängerinnen  und  Versorgungsempfänger  regelmäßig  an  die  Entwicklung  der
 allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse anzupassen.

 B.  Lösung

 Mit  dem  Gesetzentwurf  werden  die  Dienst-  und  Versorgungsbezüge  im  Bund  un-
 ter  Berücksichtigung  des  Tarifabschlusses  für  die  Tarifbeschäftigten  des  öffent-
 lichen  Dienstes  des  Bundes  vom  27.  Februar  2010  wie  folgt  an  die  Entwicklung
 der allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse angepasst:

 1.  Lineare  Anhebung  der  Dienst-  und  Versorgungsbezüge  in  drei  Schritten  in
 den  Jahren  2010  und  2011  durch  zeit-  und  inhaltsgleiche  Übernahme  des  Er-
 gebnisses  der  Tarifverhandlungen  für  die  Tarifbeschäftigten  des  öffentlichen
 Dienstes  vom  27.  Februar  2010.  Die  Erhöhung  zum  1.  August  2011  vermin-
 dert  sich  gemäß  §  14a  Absatz  2  Satz  1  BBesG  um  0,2  Prozentpunkte.

 Dementsprechend  erhöhen  sich  die  Dienst-  und  Versorgungsbezüge  im  Er-
 gebnis

 –  zum  1.  Januar  2010  um  1,2  Prozent,

 –  zum  1.  Januar  2011  um  0,6  Prozent  und

 –  zum  1.  August  2011  um  0,3  Prozent.

 Die  Anpassung  der  Versorgungsbezüge  mit  Wirkung  vom  1.  Januar  2010  und
 zum  1.  Januar  2011  erfolgt  unter  Anwendung  der  schrittweisen  Abflachung
 des  Versorgungsniveaus,  die  mit  dem  Versorgungsänderungsgesetz  2001  ein-
 geführt  worden  ist.  Folglich  werden  die  zu  diesen  Zeitpunkten  vorgesehenen
 zwei  Versorgungsanpassungen  um  insgesamt  1,08  Prozentpunkte  vermin-
 dert.  Die  Hälfte  der  dadurch  eingesparten  Beträge  wird  der  seit  1998  beste-
 henden  Versorgungsrücklage  des  Bundes  zugeführt.  Gemäß  §  14a  Absatz  2
 Satz  2  BBesG  wird  der  Versorgungsrücklage  außerdem  der  Unterschiedsbe-
 trag  gegenüber  einer  nicht  nach  §  14a  Absatz  2  Satz  1  BBesG  verminderten
 Anpassung  zum  1.  August  2011  zugeführt.

 2.  Für  Empfängerinnen  und  Empfänger  von  Dienstbezügen  wird  ergänzend  ei-
 ne  Einmalzahlung  von  240  Euro  im  Januar  2011  gezahlt.
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3.  Die  Anwärterbezüge  erhöhen  sich  entsprechend  dem  Ergebnis  der  Tarifver-
 handlungen  um  die  gleichen  linearen  Erhöhungssätze  und  zu  den  gleichen
 Zeitpunkten  wie  die  Dienstbezüge.  Zusätzlich  wird  für  Empfängerinnen  und
 Empfänger  von  Anwärterbezügen  eine  Einmalzahlung  von  50  Euro  im  Ja-
 nuar  2011  gezahlt.

 4.  Im  Übrigen  schafft  der  Gesetzentwurf  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  für
 einen  wirkungsgleichen  Nachvollzug  der  tariflichen  Regelungen  zu  flexiblen
 Arbeitszeiten  für  ältere  Beschäftigte  (Altersteilzeit  und  FALTER-Arbeitszeit-
 modell).  Die  weitere  Ausgestaltung  wird  durch  Rechtsverordnungen  erfolgen.

 C.  Alternativen

 Keine

 D.  Finanzielle Auswirkungen

 1.  Haushaltsausgaben  ohne  Vollzugsaufwand

 Für  den  Bundeshaushalt  (ohne  Post  und  Bahn)  ergeben  sich  aus  der  Anpassung
 der  Dienst-  und  Versorgungsbezüge  folgende  finanzielle  Mehrbelastungen:

 Haushaltsjahr  2010  190  Mio.  Euro

 Haushaltsjahr  2011  394  Mio.  Euro

 Haushaltsjahr  2012  ff.  365  Mio.  Euro.

 Der  Versorgungsrücklage  des  Bundes  werden  dabei  durch  zwei  weitere  Abfla-
 chungsschritte  nach  §  69e  BeamtVG  für  die  ersten  beiden  Anpassungen  bis  zum
 Jahresende  2011  zusätzlich  rund  49  Mio.  Euro  zugeführt.

 Durch  die  beim  dritten  Anpassungsschritt  nach  §  14a  BBesG  vorzunehmende
 Reduzierung  der  Erhöhung  um  0,2  Prozentpunkte  werden  der  Versorgungsrück-
 lage  weitere  15  Mio.  Euro  zugeführt.

 Unabhängig  davon  sind  auf  Grund  der  Besoldungs-  und  Versorgungsanpas-
 sungsgesetze  der  Jahre  1999  und  2000  weitere  Zuführungen  zu  leisten.  Die  sei-
 nerzeit  vorgenommenen  Verminderungen  von  insgesamt  0,6  Prozentpunkten
 gelten  fort.

 Die  im  Haushaltsjahr  2010  anfallenden  Mehrausgaben  können  nach  derzeitiger
 Einschätzung  –  auch  unter  Einbeziehung  der  finanziellen  Mehrbelastungen  aus
 dem  Tarifabschluss  für  das  laufende  Jahr  –  unter  Berücksichtigung  der  gegebe-
 nen  Deckungsmöglichkeiten  aus  den  zur  Verfügung  stehenden  Ansätzen  erwirt-
 schaftet  werden.  Die  finanziellen  Mehrbelastungen  im  Haushaltsjahr  2011  ff.
 werden  durch  Umschichtung  im  jeweiligen  Einzelplan  aufgefangen.

 Durch  den  Nachvollzug  der  tariflichen  Regelungen  zu  flexiblen  Arbeitszeiten
 für  ältere  Beschäftigte  (Altersteilzeit  und  FALTER-Arbeitszeitmodell)  können
 grundsätzlich  weitere  Mehrausgaben  entstehen.  Diese  werden  durch  entspre-
 chende  Regelungen  zur  Stellenbewirtschaftung  (Verzicht  auf  Ausbringung  von
 Ersatzplanstellen  bei  Altersteilzeit  in  Restrukturierungs-  und  Stellenabbauberei-
 chen  bzw.  Vorgabe  der  Finanzneutralität  bei  der  Ausbringung  von  Ersatzplan-
 stellen  bei  Altersteilzeit  in  den  übrigen  Bereichen  und  beim  FALTER-Arbeits-
 zeitmodell)  ausgeglichen.

 2.  Vollzugsaufwand

 Durch  die  Anpassungen  der  Bezüge  und  das  Modell  zur  Altersteilzeit  entsteht
 kein  neuer  Vollzugsaufwand.
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Ein  geringer  Mehraufwand  kann  beim  Vollzug  der  Regelungen  zur  Umsetzung
 des  FALTER-Arbeitszeitmodells  entstehen.  Dieser  Mehraufwand  kann  mit  den
 vorhandenen  Ressourcen  abgedeckt  werden.

 E.  Sonstige Kosten

 Der  Wirtschaft,  insbesondere  den  mittelständischen  Unternehmen,  entstehen
 keine  zusätzlichen  Kosten.

 Die  vorgesehenen  Einkommensanhebungen  werden  keine  wesentlichen  Ände-
 rungen  von  Angebots-  und  Nachfragestrukturen  zur  Folge  haben.  Auswirkun-
 gen  auf  das  allgemeine  Preisniveau  und  insbesondere  das  Verbraucherpreis-
 niveau  sind  nicht  zu  erwarten.

 F.  Bürokratiekosten

 Durch  das  Gesetz  werden  keine  Informationspflichten  für  die  Wirtschaft  und  die
 Bürgerinnen  und  Bürger  neu  eingeführt,  geändert  oder  aufgehoben.  Für  die  Ver-
 waltung  werden  zwei  Informationspflichten  neu  eingeführt  und  keine  Informa-
 tionspflichten  geändert  oder  aufgehoben.
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Anlage  1
 Entwurf eines Bundesbesoldungs- und -versorgungsanpassungsgesetzes
 2010/2011 (BBVAnpG 2010/2011)

 Vom …
 Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

 Artikel 1

 Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes
 für das Jahr 2010

 Das  Bundesbesoldungsgesetz  in  der  Fassung  der  Be-
 kanntmachung  vom  19.  Juni  2009  (BGBl.  I  S.  1434),  das
 zuletzt  durch  Artikel  4  des  Gesetzes  vom  29.  Juli  2009
 (BGBl.  I  S.  2424)  geändert  worden  ist,  wird  wie  folgt  ge-
 ändert:

 1.  §  14 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

 „(2)  Ab  1.  Januar  2010  gelten  unter  Berücksichti-
 gung einer Erhöhung

 1.  des Grundgehaltes,

 2.  des  Familienzuschlages  mit  Ausnahme  der  Erhö-
 hungsbeträge  für  die  Besoldungsgruppen  A  2  bis
 A  5,

 3.  der Amtszulagen,

 4.  der Anwärtergrundbeträge

 um  jeweils  1,2  vom  Hundert  die  Monatsbeträge  der
 Anlagen  IV,  V,  VIII  und  IX  dieses  Gesetzes  sowie  in
 den  Fällen  des  §  76  die  Monatsbeträge  der  Anlagen  1
 und 2 des Besoldungsüberleitungsgesetzes.“

 b)  Folgender Absatz 3 wird angefügt:

 „(3)  Ab  1.  Januar  2010  gelten  unter  Berücksichti-
 gung  einer  Erhöhung  um  0,96  vom  Hundert  für  den
 Auslandszuschlag  und  den  Auslandskinderzuschlag
 die Monatsbeträge der Anlagen VIa bis VIi.“

 2.  Die  Anlagen  IV,  V,  VIa  bis  VIi,  VIII  und  IX  erhalten  die
 aus  den  Anhängen  1  bis  13  zu  diesem  Gesetz  ersichtliche
 Fassung.

 Artikel 2

 Weitere Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes
 für das Jahr 2010

 Das  Bundesbesoldungsgesetz,  das  zuletzt  durch  Artikel  1
 dieses  Gesetzes  geändert  worden  ist,  wird  wie  folgt  geän-
 dert:

 1.  §  14 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

 „(3)  Ab  1.  Juli  2010  gelten  unter  Berücksichtigung  ei-
 ner  Erhöhung  der  Grundgehaltsspannen  der  Anlage  VI.1
 um  1,2  vom  Hundert  und  der  Monatsbeträge  der  Zonen-
 stufen  der  Anlagen  VI.1  und  VI.2  um  0,96  vom  Hundert
 die Monatsbeträge der Anlage VI.“

 2.  Die  Anlagen  VIa  bis  VIi  werden  durch  Anhang  14  zu
 diesem Gesetz ersetzt.

 Artikel 3

 Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes
 für das Jahr 2011

 Das  Bundesbesoldungsgesetz,  das  zuletzt  durch  Artikel  2
 dieses  Gesetzes  geändert  worden  ist,  wird  wie  folgt  geän-
 dert:

 1.  Dem §  6 werden folgende Absätze 3 und 4 angefügt:

 „(3)  Abweichend  von  Absatz  2  sowie  den  §§  1  und  2
 der  Altersteilzeitzuschlagsverordnung  wird  in  den  Fällen
 des  §  93  Absatz  3  und  4  des  Bundesbeamtengesetzes  zu-
 sätzlich  zur  Besoldung  nach  Absatz  1  ein  nicht  ruhege-
 haltfähiger  Zuschlag  in  Höhe  von  20  vom  Hundert  der
 Dienstbezüge  gewährt,  die  entsprechend  der  während
 der  Altersteilzeit  ermäßigten  Arbeitszeit  zustehen;  §  72a
 ist  zu  berücksichtigen.  Dienstbezüge  im  Sinne  des  Sat-
 zes  1  sind  das  Grundgehalt,  der  Familienzuschlag,  Amts-
 zulagen,  Stellenzulagen,  Zuschüsse  zum  Grundgehalt  für
 Professoren  an  Hochschulen,  die  bei  der  Deutschen  Bun-
 desbank  gewährte  Bankzulage,  Überleitungszulagen  und
 Ausgleichszulagen,  die  wegen  des  Wegfalls  oder  der
 Verminderung  solcher  Bezüge  zustehen.  Bezüge,  die
 nicht  der  anteiligen  Kürzung  nach  Absatz  1  unterliegen,
 bleiben  unberücksichtigt.  Absatz  2  Satz  5  gilt  entspre-
 chend.  Für  den  Fall,  dass  die  Altersteilzeit  vorzeitig  be-
 endet  wird,  ist  §  2a  der  Altersteilzeitzuschlagsverord-
 nung entsprechend anzuwenden.

 (4)  Im  Fall  des  §  53  Absatz  4  des  Bundesbeamtenge-
 setzes  wird  zusätzlich  zur  Besoldung  nach  Absatz  1  ein
 nicht  ruhegehaltfähiger  Zuschlag  in  Höhe  von  50  vom
 Hundert  desjenigen  Ruhegehaltes  gewährt,  das  bei  einer
 Versetzung  in  den  Ruhestand  am  Tag  vor  dem  Beginn
 der  Teilzeitbeschäftigung  zustünde.  Die  Bundesregie-
 rung  wird  ermächtigt,  durch  Rechtsverordnung  einen
 weiteren  Zuschlag  zu  bestimmen,  für  den  eine  Ruhege-
 haltfähigkeit  in  einem  in  der  Rechtsverordnung  näher
 bestimmten Umfang vorgesehen werden kann.“

 2.  §  14 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  2  wird  die  Angabe  „1.  Januar  2010“  durch
 die  Angabe  „1.  Januar  2011“  und  werden  die  Wörter
 „1,2  vom  Hundert“  durch  die  Wörter  „0,6  vom  Hun-
 dert“ ersetzt.

 b)  In  Absatz  3  wird  die  Angabe  „1.  Juli  2010“  durch  die
 Angabe  „1.  Januar  2011“  und  werden  die  Wörter  „1,2
 vom  Hundert“  durch  die  Wörter  „0,6  vom  Hundert“
 und  die  Wörter  „0,96  vom  Hundert“  durch  die  Wör-
 ter „0,48 vom Hundert“ ersetzt.
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3.  §  85 wird wie folgt geändert:

 a)  In  der  Überschrift  wird  die  Angabe  „2009“  durch  die
 Angabe „2011“ ersetzt.

 b)  In  Absatz  1  werden  die  Angabe  „Januar  2009“  durch
 die  Angabe  „Januar  2011“  und  die  Angabe  „225
 Euro“ durch die Angabe „240 Euro“ ersetzt.

 c)  In  Absatz  2  Satz  2  wird  die  Angabe  „1.  Januar  2009“
 durch die Angabe „1. Januar 2011“ ersetzt.

 d)  Folgender Absatz 5 wird angefügt:

 „(5)  Für  Anwärter  (§  59  Absatz  1)  gelten  die  Ab-
 sätze  1  bis  4  mit  der  Maßgabe,  dass  sie  eine  einma-
 lige Zahlung in Höhe von 50 Euro erhalten.“

 4.  Die  Anlagen  IV,  V,  VI,  VIII  und  IX  erhalten  die  aus  den
 Anhängen  15  bis  19  zu  diesem  Gesetz  ersichtliche  Fas-
 sung.

 Artikel 4

 Weitere Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes
 für das Jahr 2011

 Das  Bundesbesoldungsgesetz,  das  zuletzt  durch  Artikel  3
 dieses  Gesetzes  geändert  worden  ist,  wird  wie  folgt  geän-
 dert:

 1.  §  14 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  2  wird  die  Angabe  „1.  Januar  2011“  durch
 die  Angabe  „1.  August  2011“  und  werden  die  Wörter
 „0,6  vom  Hundert“  durch  die  Wörter  „0,3  vom  Hun-
 dert“ ersetzt.

 b)  In  Absatz  3  wird  die  Angabe  „1.  Januar  2011“  durch
 die  Angabe  „1.  August  2011“  und  werden  die  Wörter
 „0,6  vom  Hundert“  durch  die  Wörter  „0,3  vom  Hun-
 dert“  und  die  Wörter  „0,48  vom  Hundert“  durch  die
 Wörter „0,24 vom Hundert“ ersetzt.

 2.  Die  Anlagen  IV,  V,  VI,  VIII  und  IX  erhalten  die  aus  den
 Anhängen  20  bis  24  zu  diesem  Gesetz  ersichtliche  Fas-
 sung.

 Artikel 5

 Änderung des Besoldungsüberleitungsgesetzes
 für das Jahr 2010

 Das  Besoldungsüberleitungsgesetz  vom  5.  Februar  2009
 (BGBl.  I  S.  160,  221,  462),  das  durch  Artikel  3a  des  Geset-
 zes  vom  5.  Februar  2009  (BGBl.  I  S.  160)  geändert  worden
 ist, wird wie folgt geändert:

 1.  Die  Anlagen  1  und  2  erhalten  die  aus  den  Anhängen  25
 und 26 zu diesem Gesetz ersichtliche Fassung.

 2.  In  §  2  Absatz  1  Satz  1,  Absatz  3  Satz  1  bis  3,  den  Absätzen
 8  und  9,  §  3  Absatz  1  Satz  1  und  Absatz  5  Satz  1  werden
 jeweils  nach  der  Angabe  „Anlage  1“  die  Wörter  „in  der  ab
 1. Juli 2009 gültigen Fassung“ eingefügt.

 3.  In  §  4  Satz  1  und  §  5  Absatz  1  Satz  1  werden  jeweils  nach
 der  Angabe  „Anlage  2“  die  Wörter  „in  der  ab  1.  Juli  2009
 gültigen Fassung“ eingefügt.

 Artikel 6

 Änderung des Besoldungsüberleitungsgesetzes
 für das Jahr 2011

 Die  Anlagen  1  und  2  zum  Besoldungsüberleitungsgesetz,
 das  zuletzt  durch  Artikel  5  dieses  Gesetzes  geändert  worden
 ist,  erhalten  die  aus  den  Anhängen  27  und  28  zu  diesem  Ge-
 setz ersichtliche Fassung.

 Artikel 7

 Weitere Änderung des
 Besoldungsüberleitungsgesetzes für das Jahr 2011

 Die  Anlagen  1  und  2  zum  Besoldungsüberleitungsgesetz,
 das  zuletzt  durch  Artikel  6  dieses  Gesetzes  geändert  worden
 ist,  erhalten  die  aus  den  Anhängen  29  und  30  zu  diesem  Ge-
 setz ersichtliche Fassung.

 Artikel 8

 Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes

 Das  Beamtenversorgungsgesetz  in  der  Fassung  der  Be-
 kanntmachung  vom  24.  Februar  2010  (BGBl.  I  S.  150)  wird
 wie folgt geändert:

 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)  Die Angabe zu §  69d wird wie folgt gefasst:

 „§  69d  Übergangsregelungen  für  vor  dem  1.  Januar
 2001  eingetretene  Versorgungsfälle  und  für
 am  1.  Januar  2001  vorhandene  Beamte  und
 Versorgungsempfänger“.

 b)  Die  Angaben  zu  den  §§  72  bis  76  werden  durch  fol-
 gende Angabe ersetzt:

 „§§  72 bis 76 (weggefallen)“.

 c)  Die Angabe zu §  85 wird wie folgt gefasst:

 „§  85  Ruhegehaltssatz  für  am  31.  Dezember  1991
 vorhandene Beamte“.

 2.  §  55 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Satz  7  werden  nach  dem  Wort  „sowie“  die  Wörter
 „übertragene  Anrechte  nach  Maßgabe  des  Gesetzes
 über  den  Versorgungsausgleich  vom  3.  April  2009
 (BGBl.  I S.  700) und“ eingefügt.

 b)  In  Satz  9  werden  die  Wörter  „Anlage  9  zum  Bewer-
 tungsgesetz“  durch  die  Wörter  „der  Tabelle  zu  §  14
 Absatz 1 Satz 4 des Bewertungsgesetzes“ ersetzt.

 3.  In  §  69e  Absatz  1  Nummer  1  Satz  1  wird  die  Angabe
 „50d, 50e“ durch die Angabe „50d bis 50f“ ersetzt.

 4.  §  69h wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  1  Nummer  3  wird  das  Wort  „Altersteilzeit“
 durch  die  Wörter  „Altersteilzeit  nach  §  93  Absatz  1
 des  Bundesbeamtengesetzes“  und  werden  die  Wörter
 „93  Absatz  2  Satz  2  des  Bundesbeamtengesetzes“
 durch  die  Wörter  „93  Absatz  2  Satz  3  des  Bundes-
 beamtengesetzes“ ersetzt.
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b)  In  Absatz  2  Nummer  3  wird  das  Wort  „Altersteilzeit“
 durch  die  Wörter  „Altersteilzeit  nach  §  93  Absatz  1
 des Bundesbeamtengesetzes“ ersetzt.

 5.  §  71 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  2  Satz  1  werden  die  Wörter  „1.  Januar
 2009  um  2,7  vom  Hundert“  durch  die  Wörter  „1.  Ja-
 nuar 2010 um 1,1 vom Hundert“ ersetzt.

 b)  In  Absatz  3  werden  die  Wörter  „1.  Januar  2009  um
 50,57  Euro“  durch  die  Wörter  „1.  Januar  2010  um
 51,18 Euro“ ersetzt.

 6.  §  72 wird aufgehoben.

 Artikel 9

 Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes
 für das Jahr 2011

 Das  Beamtenversorgungsgesetz,  das  durch  Artikel  8  die-
 ses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  In  §  6  Absatz  1  Satz  5  werden  nach  dem  Wort  „Kind“
 die  Wörter  „und  in  den  Fällen  des  §  53  Absatz  4  des
 Bundesbeamtengesetzes“ eingefügt.

 2.  §  71 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  2  Satz  1  werden  die  Wörter  „1.  Januar
 2010  um  1,1  vom  Hundert“  durch  die  Wörter  „1.  Ja-
 nuar 2011 um 0,5 vom Hundert“ ersetzt.

 b)  In  Absatz  3  werden  die  Wörter  „1.  Januar  2010  um
 51,18  Euro“  durch  die  Wörter  „1.  Januar  2011  um
 51,49 Euro“ ersetzt.

 Artikel 10

 Weitere Änderung des
 Beamtenversorgungsgesetzes für das Jahr 2011

 §  71  des  Beamtenversorgungsgesetzes,  das  zuletzt  durch
 Artikel  9  dieses  Gesetzes  geändert  worden  ist,  wird  wie
 folgt geändert:

 1.  In  Absatz  2  Satz  1  werden  die  Wörter  „1.  Januar  2011
 um  0,5  vom  Hundert“  durch  die  Wörter  „1.  August  2011
 um 0,2 vom Hundert“ ersetzt.

 2.  In  Absatz  3  werden  die  Wörter  „1.  Januar  2011  um  51,49
 Euro“  durch  die  Wörter  „1.  August  2011  um  51,64
 Euro“ ersetzt.

 Artikel 11

 Änderung des Bundesbeamtengesetzes

 Das  Bundesbeamtengesetz  vom  5.  Februar  2009  (BGBl.  I
 S.  160) wird wie folgt geändert:

 1.  Dem §  53 werden folgende Absätze 4 bis 6 angefügt:

 „(4)  Auf  Antrag  der  Beamtin  oder  des  Beamten  kann
 der  Eintritt  in  den  Ruhestand  bei  Vorliegen  eines  dienst-
 lichen  Interesses  um  höchstens  zwei  Jahre  hinausgescho-
 ben  werden.  Das  gilt  nur,  wenn  für  einen  Zeitraum  von
 höchstens  zwei  Jahren  vor  Beginn  des  Monats,  in  dem

 die  jeweils  geltende  Regelaltersgrenze  oder  die  beson-
 dere  Altersgrenze  erreicht  wird,  und  höchstens  zwei
 Jahre  danach  Teilzeitbeschäftigung  mit  der  Hälfte  der
 regelmäßigen  Arbeitszeit  bewilligt  wird.  Die  Zeiträume
 vor  und  nach  der  jeweils  geltenden  Regelaltersgrenze
 oder  der  besonderen  Altersgrenze  müssen  gleich  lang
 sein.  Sie  muss  vor  dem  1.  Januar  2017  beginnen.  Eine
 Bewilligung  nach  §  9  Absatz  2  der  Arbeitszeitverord-
 nung  ist  nicht  möglich.  Der  Antrag  ist  spätestens  sechs
 Monate  vor  dem  Zeitpunkt  zu  stellen,  zu  dem  die  Teil-
 zeitbeschäftigung beginnen soll.

 (5)  Dem  Antrag  nach  Absatz  4  darf  nur  entsprochen
 werden,  wenn  die  Beamtin  oder  der  Beamte  sich  ver-
 pflichtet,  während  des  Bewilligungszeitraumes  beruf-
 liche  Verpflichtungen  außerhalb  des  Beamtenverhältnis-
 ses  nur  in  dem  Umfang  einzugehen,  in  dem  Vollzeitbe-
 schäftigten  die  Ausübung  von  Nebentätigkeiten  gestattet
 ist.  Ausnahmen  hiervon  sind  nur  zulässig,  soweit  dies
 mit  dem  Beamtenverhältnis  vereinbar  ist.  Dabei  ist  von
 der  regelmäßigen  wöchentlichen  Arbeitszeit  für  Vollzeit-
 beschäftigte  auszugehen.  Wird  der  Verpflichtung  nach
 Satz  1  schuldhaft  nicht  nachgekommen,  soll  die  Bewilli-
 gung mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden.

 (6)  Die  Bewilligung  nach  Absatz  4  darf  außer  in  den
 Fällen  des  Absatzes  5  Satz  4  mit  Wirkung  für  die  Zu-
 kunft  nur  widerrufen  werden,  wenn  der  Beamtin  oder
 dem  Beamten  die  Teilzeitbeschäftigung  nicht  mehr  zu-
 gemutet  werden  kann.  Wird  die  Bewilligung  widerrufen,
 nachdem  die  Regelaltersgrenze  oder  die  besondere  Al-
 tersgrenze  erreicht  worden  ist,  tritt  die  Beamtin  oder  der
 Beamte  mit  dem  Ende  des  Monats  in  den  Ruhestand,  in
 dem  der  Widerruf  bekanntgegeben  worden  ist.  Die  Vor-
 schriften  über  die  Beendigung  des  Beamtenverhältnisses
 wegen  Dienstunfähigkeit  und  die  Feststellung  der  be-
 grenzten Dienstfähigkeit bleiben unberührt.“

 2.  §  93 wird wie folgt geändert:

 a)  Nach  Absatz  2  werden  folgende  Absätze  3  bis  5  ein-
 gefügt:

 „(3)  Beamtinnen  und  Beamten,  die  Anspruch  auf
 Besoldung  haben,  kann  auf  Antrag  Teilzeitbeschäf-
 tigung  als  Altersteilzeit  mit  der  Hälfte  der  bisherigen
 Arbeitszeit,  höchstens  der  Hälfte  der  in  den  letzten
 zwei  Jahren  vor  Beginn  der  Altersteilzeit  durch-
 schnittlich  zu  leistenden  Arbeitszeit  bewilligt  wer-
 den, wenn

 1.  sie  bei  Beginn  der  Altersteilzeit  das  60.  Lebens-
 jahr vollendet haben,

 2.  sie  in  den  letzten  fünf  Jahren  vor  Beginn  der  Al-
 tersteilzeit  drei  Jahre  mindestens  teilzeitbeschäf-
 tigt waren,

 3.  die Altersteilzeit vor dem 1. Januar 2017 beginnt,

 4.  sie  in  einem  festgelegten  Restrukturierungs-  oder
 Stellenabbaubereich beschäftigt sind und

 5.  dienstliche Belange dem nicht entgegenstehen.

 Der  Antrag  muss  sich  auf  die  gesamte  Zeit  bis  zum
 Eintritt  in  den  Ruhestand  erstrecken.  Altersteilzeit
 nach  Satz  1  kann  auch  im  Blockmodell  nach  §  9  Ab-
 satz 2 der Arbeitszeitverordnung bewilligt werden.
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(4)  Beamtinnen  und  Beamten  ist  unter  den  Voraus-
 setzungen  des  Absatzes  3  Satz  1  mit  Ausnahme  des
 Satzes  1  Nummer  4  und  5  Altersteilzeit  im  Rahmen
 einer  Quote  von  2,5  Prozent  der  Beamtinnen  und
 Beamten  der  obersten  Dienstbehörden  einschließlich
 ihrer  Geschäftsbereiche  zu  bewilligen.  Die  Bewil-
 ligung  von  Altersteilzeit  ist  ausgeschlossen,  wenn
 diese  Quote  durch  die  Altersteilzeitverhältnisse  nach
 Satz  1  und  den  Absätzen  1  bis  3  ausgeschöpft  ist  oder
 der Bewilligung dienstliche Belange entgegenstehen.

 (5)  Das  Bundesministerium  des  Innern  regelt  im
 Einvernehmen  mit  dem  Bundesministerium  der  Fi-
 nanzen  durch  Rechtsverordnung  die  Einzelheiten  der
 Altersteilzeitbewilligung,  insbesondere  die  Festle-
 gung  der  Restrukturierungs-  und  Stellenabbauberei-
 che  nach  Absatz  3  Satz  1  Nummer  4  und  die  Vertei-
 lung der Quote nach Absatz 4.“

 b)  Die  bisherigen  Absätze  3  und  4  werden  die  Absätze  6
 und 7.

 Artikel 12

 Änderung des Dienstrechtsneuordnungsgesetzes

 Das  Dienstrechtsneuordnungsgesetz  vom  5.  Februar  2009
 (BGBl.  I S.  160, 462) wird wie folgt geändert:

 1.  Artikel  2  Nummer  67  und  die  dazugehörige  Anlage  2  wer-
 den aufgehoben.

 2.  Artikel  2a  Nummer  10  und  die  dazugehörigen  Anlagen  1
 bis 5 sowie Artikel 3a werden aufgehoben.

 3.  In  Artikel  4a  Nummer  3  wird  die  Angabe  „0,9905“
 durch die Angabe „0,9902“ ersetzt.

 4.  In  Artikel  5a  Nummer  4  wird  die  Angabe  „0,9905“
 durch die Angabe „0,9902“ ersetzt.

 Artikel 13

 Änderung der
 Bundesmehrarbeitsvergütungsverordnung

 für das Jahr 2010

 §  4  der  Bundesmehrarbeitsvergütungsverordnung  in  der
 Fassung  der  Bekanntmachung  vom  4.  November  2009
 (BGBl.  I S.  3701) wird wie folgt geändert:

 1.  In  Absatz  1  werden  die  Angabe  „10,56  Euro“  durch  die
 Angabe  „10,69  Euro“,  die  Angabe  „12,47  Euro“  durch
 die  Angabe  „12,62  Euro“,  die  Angabe  „17,12  Euro“
 durch  die  Angabe  „17,33  Euro“  und  die  Angabe  „23,60
 Euro“ durch die Angabe „23,88 Euro“ ersetzt.

 2.  In  Absatz  3  werden  die  Angabe  „23,44  Euro“  durch  die
 Angabe  „23,72  Euro“  und  die  Angabe  „27,38  Euro“
 durch die Angabe „27,71 Euro“ ersetzt.

 Artikel 14

 Änderung der
 Bundesmehrarbeitsvergütungsverordnung

 für das Jahr 2011

 §  4  der  Bundesmehrarbeitsvergütungsverordnung,  die
 durch  Artikel  13  dieses  Gesetzes  geändert  worden  ist,  wird
 wie folgt geändert:

 1.  In  Absatz  1  werden  die  Angabe  „10,69  Euro“  durch  die
 Angabe  „10,75  Euro“,  die  Angabe  „12,62  Euro“  durch
 die  Angabe  „12,70  Euro“,  die  Angabe  „17,33  Euro“
 durch  die  Angabe  „17,43  Euro“  und  die  Angabe  „23,88
 Euro“ durch die Angabe „24,02 Euro“ ersetzt.

 2.  In  Absatz  3  werden  die  Angabe  „23,72  Euro“  durch  die
 Angabe  „23,86  Euro“  und  die  Angabe  „27,71  Euro“
 durch die Angabe „27,88 Euro“ ersetzt.

 Artikel 15

 Weitere Änderung der
 Bundesmehrarbeitsvergütungsverordnung

 für das Jahr 2011

 §  4  der  Bundesmehrarbeitsvergütungsverordnung,  die  zu-
 letzt  durch  Artikel  14  dieses  Gesetzes  geändert  worden  ist,
 wird wie folgt geändert:

 1.  In  Absatz  1  werden  die  Angabe  „10,75  Euro“  durch  die
 Angabe  „10,78  Euro“,  die  Angabe  „12,70  Euro“  durch
 die  Angabe  „12,74  Euro“,  die  Angabe  „17,43  Euro“
 durch  die  Angabe  „17,48  Euro“  und  die  Angabe  „24,02
 Euro“ durch die Angabe „24,09 Euro“ ersetzt.

 2.  In  Absatz  3  werden  die  Angabe  „23,86  Euro“  durch  die
 Angabe  „23,93  Euro“  und  die  Angabe  „27,88  Euro“
 durch die Angabe „27,96 Euro“ ersetzt.

 Artikel 16

 Änderung der Erschwerniszulagenverordnung

 Die  Erschwerniszulagenverordnung  in  der  Fassung  der
 Bekanntmachung  vom  3.  Dezember  1998  (BGBl.  I  S.  3497),
 die  zuletzt  durch  Artikel  1  der  Verordnung  vom  16.  Septem-
 ber  2009  (BGBl.  I  S.  3040)  geändert  worden  ist,  wird  wie
 folgt geändert:

 1.  §  4 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Nummer  1  wird  die  Angabe  „2,88  Euro“  durch  die
 Angabe „2,94 Euro“ ersetzt.

 b)  Nummer 2 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Buchstabe  a  wird  die  Angabe  „0,68  Euro“
 durch die Angabe „0,69 Euro“ ersetzt.

 bb)  In  Buchstabe  b  wird  die  Angabe  „1,36  Euro“
 durch die Angabe „1,39 Euro“ ersetzt.

 2.  In  §  17  wird  die  Angabe  „1,37  Euro“  durch  die  Angabe
 „1,40 Euro“ ersetzt.
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Artikel 17

 Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes

 Das  Soldatenversorgungsgesetz  in  der  Fassung  der  Be-
 kanntmachung  vom  16.  September  2009  (BGBl.  I  S.  3054)
 wird wie folgt geändert:

 1.  §  55a Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Satz  7  werden  nach  dem  Wort  „sowie“  die  Wörter
 „übertragene  Anrechte  nach  Maßgabe  des  Gesetzes
 über  den  Versorgungsausgleich  vom  3.  April  2009
 (BGBl.  I S.  700) und“ eingefügt.

 b)  In  Satz  9  werden  die  Wörter  „Anlage  9  zum  Bewer-
 tungsgesetz“  durch  die  Wörter  „der  Tabelle  zu  §  14
 Absatz 1 Satz 4 des Bewertungsgesetzes“ ersetzt.

 2.  In  §  55d  Absatz  4  wird  die  Angabe  „§  57“  durch  die  An-
 gabe „§  55c“ ersetzt.

 3.  In  §  89b  wird  die  Angabe  „§§  70  bis  72“  durch  die  An-
 gabe „§§  70 und 71“ ersetzt.

 4.  In  §  97  Absatz  1  Nummer  1  Satz  1  wird  die  Angabe
 „§§  59“ durch die Angabe „§§  55f, 59“ ersetzt.

 5.  In  §  100  Absatz  1  Nummer  1  Buchstabe  a  Satz  1  bis  3
 werden  jeweils  die  Wörter  „Absatz  2  Satz  1,  2  und  5  des
 Besoldungsüberleitungsgesetzes“  durch  die  Wörter  „Ab-
 satz  2  Satz  1,  2  und  4  des  Besoldungsüberleitungsgeset-
 zes“ ersetzt.

 Artikel 18

 Bekanntmachungserlaubnis

 (1)  Das  Bundesministerium  des  Innern  kann  den  Wortlaut
 des  Bundesbesoldungsgesetzes,  des  Beamtenversorgungs-

 gesetzes,  der  Bundesmehrarbeitsvergütungsverordnung  und
 der  Erschwerniszulagenverordnung  in  der  vom  1.  August
 2011  an  geltenden  Fassung  im  Bundesgesetzblatt  bekannt
 machen.

 (2)  Das  Bundesministerium  der  Verteidigung  kann  den
 Wortlaut  des  Soldatenversorgungsgesetzes  in  der  vom  1.  Au-
 gust  2011  an  geltenden  Fassung  im  Bundesgesetzblatt  be-
 kannt machen.

 Artikel 19

 Inkrafttreten

 (1)  Dieses  Gesetz  tritt  vorbehaltlich  der  Absätze  2  bis  7
 mit Wirkung vom 1. Januar 2010 in Kraft.

 (2)  Artikel  8  Nummer  2  Buchstabe  b  und  Artikel  17
 Nummer  1  Buchstabe  b  treten  mit  Wirkung  vom  1.  Januar
 2009 in Kraft.

 (3)  Artikel  17  Nummer  5  tritt  mit  Wirkung  vom  1.  Juli
 2009 in Kraft.

 (4)  Artikel  8  Nummer  2  Buchstabe  a  sowie  Artikel  17
 Nummer  1  Buchstabe  a  und  Nummer  2  treten  mit  Wirkung
 vom 1. September 2009 in Kraft.

 (5)  Die  Artikel  2  und  12  Nummer  1  treten  mit  Wirkung
 vom 1. Juli 2010 in Kraft.

 (6)  Die  Artikel  3,  6,  9,  11,  12  Nummer  2  bis  4  sowie  die
 Artikel 14 und 16 treten am 1. Januar 2011 in Kraft.

 (7)  Die  Artikel  4,  7,  10  und  15  treten  am  1.  August  2011
 in Kraft.
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Anhang 1 zu Artikel 1 Nummer 2

Anlage IV

Gültig ab 1. Januar 2010

1. Bundesbesoldungsordnung A

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 Stufe 7 Stufe 8
A 2 1 688,02 1 727,48 1 767,96 1 798,32 1 829,70 1 861,07 1 892,44 1 923,81

A 3 1 755,82 1 797,31 1 838,80 1 872,20 1 905,60 1 938,99 1 972,39 2 005,78

A 4 1 794,28 1 843,86 1 893,45 1 932,92 1 972,39 2 011,86 2 051,32 2 087,76

A 5 1 808,44 1 870,18 1 919,76 1 968,34 2 016,92 2 066,50 2 115,08 2 162,64

A 6 1 848,92 1 920,78 1 993,64 2 049,30 2 106,98 2 162,64 2 224,38 2 278,01

A 7 1 945,06 2 008,82 2 092,82 2 178,84 2 262,83 2 347,84 2 411,60 2 475,35

A 8 2 062,46 2 139,37 2 247,65 2 356,95 2 466,24 2 542,14 2 619,06 2 694,96

A 9 2 232,47 2 308,37 2 427,79 2 549,23 2 668,64 2 749,60 2 831,58 2 911,52

A 10 2 395,40 2 499,64 2 650,43 2 800,20 2 949,98 3 054,22 3 158,45 3 262,69

A 11 2 749,60 2 904,44 3 058,26 3 213,10 3 319,36 3 425,62 3 531,88 3 638,14

A 12 2 947,96 3 131,13 3 315,31 3 498,48 3 626,00 3 751,48 3 877,98 4 006,51

A 13 3 456,99 3 629,03 3 800,06 3 972,10 4 090,50 4 209,92 4 328,32 4 444,70

A 14 3 555,16 3 776,78 3 999,42 4 221,05 4 373,86 4 527,69 4 680,50 4 834,32

A 15 4 345,53 4 545,90 4 698,72 4 851,53 5 004,34 5 156,14 5 307,94 5 458,73

A 16 4 793,84 5 026,60 5 202,69 5 378,78 5 553,86 5 730,96 5 907,04 6 081,11

Erhöhungsbeträge für die Besoldungsgruppen A 5, A 6, A 9 und A 10

Grundgehalt
(Monatsbeträge in Euro)

Besoldungs-
gruppe

Das Grundgehalt erhöht sich in den Besoldungsgruppen A 5 und A 6 für Beamte des mittleren Dienstes sowie für Unteroffiziere um 
18,00 Euro; es erhöht sich in den Besoldungsgruppen A 9 und A 10 für Beamte des gehobenen Dienstes sowie für Offiziere um 
7,85 Euro.

2. Bundesbesoldungsordnung B

B 1 5 458,73

B 2 6 341,19

B 3 6 714,62

B 4 7 105,25

B 5 7 553,57

B 6 7 979,62

B 7 8 390,49

B 8 8 820,59

B 9 9 353,92

B 10 11 010,56

B 11 11 438,64

Besoldungs-
gruppe

Grundgehalt
(Monatsbeträge in Euro)
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3. Bundesbesoldungsordnung W

W 1 3 799,05

W 2 4 332,37

W 3 5 249,24

Grundgehalt
(Monatsbeträge in Euro)

Besoldungs-
gruppe

4. Bundesbesoldungsordnung R

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 Stufe 7 Stufe 8
R 1 3 456,99 3 789,94 4 123,90 4 419,40 4 713,90 5 009,40 5 302,88 5 600,41

R 2 4 200,81 4 416,37 4 630,91 4 924,39 5 219,90 5 514,39 5 809,89 6 105,40

R 3 6 714,62

R 4 7 105,25

R 5 7 553,57

R 6 7 979,62

R 7 8 390,49

R 8 8 820,59

R 9 9 353,92

R 10 11 484,18

Besoldungs-
gruppe

Grundgehalt 
(Monatsbeträge in Euro)
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Anhang  2  zu  Artikel  1  Nummer  2

Anlage V

Gültig ab 1. Januar 2010

Stufe 1 Stufe 2
(§ 40 Absatz 1) (§ 40 Absatz 2)

Besoldungsgruppen A 2 bis A 8 110,24 209,24

übrige Besoldungsgruppen 115,76 214,76

Erhöhungsbeträge für die Besoldungsgruppen A 2 bis A 5

in den Besoldungsgruppen A 2 bis A 3 um je 26,20 Euro,  
in der Besoldungsgruppe A 4 um je 20,96 Euro und
in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,72 Euro.

Anrechnungsbetrag nach § 39 Absatz 2 Satz 1

– in den Besoldungsgruppen A 2 bis A 8: 99,95 Euro
– in den Besoldungsgruppen A 9 bis A 12: 106,11 Euro

gruppen A 2 bis A 5 um je 5,24 Euro, ab Stufe 3 für jedes weitere zu berücksichtigende Kind

99,00 Euro, für das dritte und jedes weitere zu berücksichtigende Kind um 308,47 Euro.

Soweit dadurch im Einzelfall die Besoldung hinter derjenigen aus einer niedrigeren Besoldungsgruppe
zurückbleibt, wird der Unterschiedsbetrag zusätzlich gewährt.

Familienzuschlag
(Monatsbeträge in Euro)

Bei mehr als einem Kind erhöht sich der Familienzuschlag für das zweite zu berücksichtigende Kind um

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhöht sich für das erste zu berücksichtigende Kind in den Besoldungs-
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 302,99 2 475,01 2 645,93 2 815,69

 570,98 2 754,39 2 937,21 3 120,61

 770,83 2 961,05 3 152,41 3 342,62

 947,99 3 146,16 3 344,89 3 543,06

 196,11 3 407,33 3 618,55 3 829,22

 413,59 3 631,60 3 851,36 4 069,96

 627,64 3 854,77 4 080,73 4 306,73

 986,50 4 231,79 4 476,51 4 721,22

 199,41 4 457,20 4 713,84 4 970,49

 294,23 4 563,95 4 833,09 5 102,23

 747,34 5 044,86 5 342,95 5 642,77

 223,74 5 560,42 5 897,69 6 234,40

Anlage VIa 
Gültig ab 1. Januar 2010 bis 30. Juni 2010

Besoldungs-

gruppe 1 2 3 4 5 6 7 8

A 2 bis A 8 939,14 1 108,34 1 279,82 1 450,15 1 621,63 1 793,09 1 962,31 2 134,92 2

A 9 1 104,36 1 287,76 1 470,02 1 653,41 1 837,95 2 020,79 2 204,20 2 388,15 2

A 10 1 246,31 1 438,79 1 628,44 1 819,22 2 009,42 2 200,78 2 390,98 2 581,20 2

A 11 1 357,03 1 556,88 1 755,06 1 953,79 2 152,51 2 350,68 2 549,97 2 748,70 2

A 12 1 510,91 1 721,55 1 931,63 2 142,87 2 352,94 2 564,73 2 774,81 2 986,03 3

A 13 und C 1 1 661,38 1 881,12 2 099,13 2 318,30 2 536,90 2 756,09 2 975,27 3 193,85 3

A 14 1 814,68 2 041,23 2 267,77 2 494,90 2 721,45 2 948,56 3 175,12 3 401,10 3

A 15, C 2 und R 1 2 027,60 2 272,32 2 517,05 2 761,75 3 006,48 3 251,77 3 495,91 3 741,77 3

A 16 bis B 2, C 3 und R 2 2 142,28 2 399,51 2 656,71 2 913,36 3 171,71 3 427,79 3 685,00 3 942,21 4

B 3, B 4, C 4, R 3 und R 4 2 142,28 2 408,59 2 677,72 2 946,85 3 216,00 3 486,26 3 755,40 4 025,10 4

B 5 bis B 7, R 5 bis R 7 2 359,20 2 657,84 2 956,51 3 254,62 3 553,26 3 851,92 4 150,02 4 448,12 4

B 8 und höher, R 8 und höher 2 527,27 2 864,53 3 200,67 3 537,94 3 874,64 4 211,91 4 549,74 4 886,44 5

                                                                                                 Stufe

Auslandszuschlag (§ 55 Absatz 2)

(Monatsbeträge in Euro)
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 957,76 2 104,24 2 249,05 2 393,26

 185,44 2 341,59 2 496,59 2 651,61

 354,65 2 517,05 2 679,99 2 841,24

 505,12 2 673,74 2 843,53 3 011,02

 717,46 2 896,33 3 075,76 3 254,62

 902,00 3 087,11 3 273,35 3 459,58

 083,70 3 276,18 3 468,66 3 660,58

 389,18 3 596,98 3 804,81 4 013,74

 569,74 3 789,46 4 006,94 4 225,53

 649,80 3 878,61 4 107,44 4 336,28

 034,76 4 289,12 4 541,79 4 796,18

 439,58 4 725,76 5 012,50 5 299,24

Anlage VIb 
Gültig ab 1. Januar 2010 bis 30. Juni 2010

Besoldungs-

gruppe 1 2 3 4 5 6 7 8

A 2 bis A 8 798,89 942,53 1 087,31 1 232,68 1 379,18 1 523,96 1 668,18 1 814,12 1

A 9 938,00 1 094,70 1 249,16 1 405,30 1 563,14 1 718,15 1 874,29 2 030,44 2

A 10 1 059,50 1 223,60 1 384,86 1 546,68 1 709,07 1 870,32 2 032,71 2 194,53 2

A 11 1 153,77 1 322,96 1 491,59 1 660,80 1 830,00 1 999,22 2 167,83 2 337,05 2

A 12 1 283,22 1 463,22 1 642,05 1 820,91 2 000,92 2 179,77 2 358,07 2 537,48 2

A 13 und C 1 1 412,67 1 598,91 1 784,00 1 970,81 2 156,50 2 342,73 2 528,97 2 714,64 2

A 14 1 542,70 1 735,19 1 927,09 2 121,30 2 313,21 2 505,69 2 697,60 2 890,66 3

A 15, C 2 und R 1 1 723,26 1 931,06 2 138,90 2 347,83 2 556,79 2 763,46 2 971,27 3 180,79 3

A 16 bis B 2, C 3 und R 2 1 820,36 2 038,96 2 257,56 2 476,73 2 694,76 2 913,36 3 132,53 3 350,56 3

B 3, B 4, C 4, R 3 und R 4 1 820,36 2 047,48 2 276,30 2 505,12 2 733,37 2 962,76 3 192,14 3 420,97 3

B 5 bis B 7, R 5 bis R 7 2 006,02 2 258,70 2 512,49 2 766,30 3 020,12 3 273,91 3 527,71 3 781,52 4

B 8 und höher, R 8 und höher 2 147,98 2 434,72 2 721,45 3 007,61 3 294,92 3 579,95 3 866,70 4 152,86 4

(Monatsbeträge in Euro)

                                                                                                 Stufe

Auslandszuschlag (§ 55 Absatz 3)
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 612,53 1 732,90 1 852,15 1 971,39

 799,92 1 927,09 2 055,99 2 184,32

 940,73 2 073,03 2 205,90 2 340,44

 063,37 2 201,34 2 341,59 2 480,13

 237,11 2 385,31 2 532,92 2 681,12

 389,29 2 542,01 2 695,88 2 848,64

 539,17 2 697,60 2 856,02 3 015,01

 790,73 2 962,21 3 133,66 3 304,57

 939,48 3 120,61 3 300,02 3 479,47

 005,35 3 194,41 3 382,36 3 571,44

 323,32 3 531,12 3 740,65 3 950,15

 656,03 3 892,25 4 128,44 4 364,08

Anlage VIc 
Gültig ab 1. Januar 2010 bis 30. Juni 2010

Besoldungs-

gruppe 1 2 3 4 5 6 7 8

A 2 bis A 8 658,08 775,61 896,54 1 015,22 1 135,59 1 254,82 1 374,07 1 494,43 1

A 9 772,79 900,51 1 028,85 1 156,60 1 287,20 1 414,94 1 543,26 1 671,60 1

A 10 873,27 1 007,26 1 140,12 1 274,14 1 407,00 1 541,00 1 673,86 1 806,72 1

A 11 950,49 1 089,05 1 228,72 1 367,82 1 507,48 1 645,47 1 784,59 1 923,69 2

A 12 1 057,24 1 204,87 1 351,93 1 500,69 1 647,17 1 794,81 1 943,00 2 089,48 2

A 13 und C 1 1 162,85 1 316,15 1 468,88 1 622,19 1 776,07 1 928,80 2 082,11 2 235,42 2

A 14 1 270,71 1 429,14 1 586,98 1 745,41 1 905,52 2 063,94 2 222,35 2 380,76 2

A 15, C 2 und R 1 1 418,93 1 589,84 1 761,87 1 933,91 2 104,82 2 276,86 2 447,78 2 619,25 2

A 16 bis B 2, C 3 und R 2 1 499,55 1 679,54 1 858,97 2 038,96 2 220,08 2 400,07 2 578,91 2 759,49 2

B 3, B 4, C 4, R 3 und R 4 1 499,55 1 685,20 1 874,29 2 062,79 2 251,31 2 440,95 2 628,32 2 816,27 3

B 5 bis B 7, R 5 bis R 7 1 651,72 1 860,10 2 069,61 2 278,57 2 486,94 2 695,88 2 905,40 3 113,80 3

B 8 und höher, R 8 und höher 1 768,68 2 004,88 2 240,53 2 476,73 2 712,94 2 949,13 3 184,77 3 420,97 3

Auslandszuschlag (§ 55 Absatz 4)

(Monatsbeträge in Euro)
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 128,23 1 213,39 1 296,27 1 380,32

 259,39 1 349,09 1 439,94 1 527,95

 358,17 1 450,72 1 544,40 1 637,53

 444,48 1 541,57 1 638,66 1 735,76

 566,55 1 669,33 1 772,64 1 876,00

 672,74 1 780,04 1 887,36 1 994,67

 777,21 1 888,50 1 999,79 2 110,49

 953,21 2 073,59 2 193,39 2 313,75

 058,26 2 184,32 2 309,79 2 435,28

 104,24 2 235,42 2 368,85 2 500,58

 326,25 2 472,18 2 618,68 2 764,03

 560,20 2 724,28 2 889,51 3 055,31

Anlage VId 
Gültig ab 1. Januar 2010 bis 30. Juni 2010

Besoldungs-

gruppe 1 2 3 4 5 6 7 8

A 2 bis A 8 460,49 543,38 626,86 710,88 794,92 878,39 961,28 1 046,44 1

A 9 540,54 630,24 719,97 809,67 900,51 990,23 1 080,51 1 170,23 1

A 10 611,52 705,19 798,34 891,45 985,13 1 078,81 1 172,51 1 265,61 1

A 11 664,32 763,13 859,63 957,31 1 054,42 1 152,05 1 249,16 1 346,81 1

A 12 739,83 843,19 947,65 1 049,86 1 153,19 1 255,96 1 359,87 1 463,22 1

A 13 und C 1 813,65 920,97 1 028,28 1 136,16 1 242,91 1 350,23 1 458,11 1 565,42 1

A 14 889,73 1 000,45 1 111,18 1 223,03 1 333,75 1 445,04 1 555,75 1 666,49 1

A 15, C 2 und R 1 993,65 1 113,45 1 233,25 1 353,07 1 472,87 1 592,09 1 713,60 1 833,98 1

A 16 bis B 2, C 3 und R 2 1 049,86 1 175,90 1 301,38 1 426,87 1 554,07 1 679,54 1 805,59 1 931,63 2

B 3, B 4, C 4, R 3 und R 4 1 049,86 1 179,87 1 312,18 1 444,48 1 575,63 1 707,34 1 840,80 1 971,95 2

B 5 bis B 7, R 5 bis R 7 1 156,04 1 301,96 1 448,45 1 594,95 1 740,86 1 887,36 2 033,84 2 179,77 2

B 8 und höher, R 8 und höher 1 238,37 1 403,02 1 568,82 1 733,47 1 898,71 2 063,94 2 229,17 2 393,83 2

(Monatsbeträge in Euro)

                                                                                                Stufe

Auslandszuschlag (§ 55 Absatz 4)

> Unterkunft und Verpflegung <
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370,67 1 472,87 1 573,93 1 676,13

529,66 1 638,66 1 747,11 1 856,13

648,30 1 761,87 1 876,00 1 988,99

753,93 1 872,02 1 990,13 2 108,25

902,68 2 027,60 2 152,51 2 278,57

031,00 2 161,04 2 291,62 2 421,65

158,19 2 293,33 2 427,33 2 563,59

372,27 2 517,61 2 663,53 2 808,89

498,87 2 651,61 2 804,91 2 957,65

555,65 2 715,21 2 875,32 3 035,44

823,64 3 001,95 3 179,64 3 357,37

106,97 3 307,99 3 508,40 3 709,98

Anlage VIe
Gültig ab 1. Januar 2010 bis 30. Juni 2010

Besoldungs-

gruppe 1 2 3 4 5 6 7 8

A 2 bis A 8 559,28 659,21 761,99 862,48 964,68 1 066,33 1 168,52 1 270,71 1 

A 9 656,93 765,94 874,97 984,01 1 094,15 1 202,02 1 312,18 1 420,64 1 

A 10 741,54 855,67 968,65 1 082,79 1 195,78 1 309,91 1 422,33 1 535,89 1 

A 11 807,41 926,07 1 044,75 1 162,85 1 280,37 1 398,49 1 517,71 1 635,25 1 

A 12 898,83 1 024,31 1 149,79 1 274,71 1 399,61 1 525,09 1 651,17 1 776,07 1 

A 13 und C 1 988,54 1 119,13 1 248,57 1 379,75 1 509,77 1 639,22 1 769,82 1 900,41 2 

A 14 1 079,96 1 215,66 1 349,09 1 484,22 1 618,78 1 754,48 1 888,50 2 023,05 2 

A 15, C 2 und R 1 1 206,00 1 351,34 1 497,27 1 643,19 1 789,70 1 935,04 2 080,41 2 226,34 2 

A 16 bis B 2, C 3 und R 2 1 274,71 1 426,87 1 580,76 1 733,47 1 886,78 2 039,52 2 192,83 2 345,57 2 

B 3, B 4, C 4, R 3 und R 4 1 274,71 1 433,12 1 592,09 1 753,93 1 913,45 2 074,72 2 234,28 2 394,40 2 

B 5 bis B 7, R 5 bis R 7 1 403,59 1 581,32 1 759,04 1 936,77 2 113,35 2 292,20 2 469,35 2 647,06 2 

B 8 und höher, R 8 und höher 1 504,65 1 703,96 1 905,52 2 105,38 2 305,83 2 506,24 2 707,24 2 907,68 3 

Auslandszuschlag (§ 55 Absatz 4)

> Unterkunft oder Verpflegung <

(Monatsbeträge in Euro)

                                                                                                 Stufe
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 447,78 2 622,65 2 798,10 2 975,27

 725,98 2 913,93 3 103,57 3 292,07

 943,45 3 137,64 3 333,54 3 529,43

 141,05 3 346,03 3 551,56 3 755,97

 399,97 3 616,29 3 832,61 4 048,94

 642,97 3 867,83 4 093,80 4 320,92

 871,23 4 105,15 4 337,96 4 573,02

 270,41 4 523,62 4 776,30 5 031,81

 503,19 4 768,92 5 035,79 5 301,52

 611,63 4 891,00 5 170,93 5 449,70

 106,19 5 413,93 5 721,12 6 028,87

 633,11 5 981,15

Anlage VIf 
Gültig ab 1. Januar 2010 bis 30. Juni 2010

Besoldungs-

gruppe 1 2 3 4 5 6 7 8

A 2 bis A 8 1 040,78 1 217,36 1 392,24 1 569,39 1 742,56 1 919,16 2 095,75 2 272,32 2

A 9 1 219,05 1 407,00 1 597,20 1 784,00 1 972,55 2 160,47 2 348,41 2 538,03 2

A 10 1 378,61 1 574,49 1 769,82 1 964,57 2 159,89 2 355,80 2 551,09 2 746,99 2

A 11 1 500,69 1 705,09 1 910,64 2 115,03 2 320,59 2 526,12 2 730,54 2 935,49 3

A 12 1 668,18 1 885,08 2 101,40 2 317,75 2 534,08 2 750,39 2 966,74 3 183,62 3

A 13 und C 1 1 835,11 2 061,09 2 286,51 2 512,49 2 739,03 2 963,90 3 189,88 3 416,43 3

A 14 2 003,75 2 236,56 2 470,48 2 703,85 2 937,77 3 172,27 3 405,07 3 638,45 3

A 15, C 2 und R 1 2 239,40 2 493,76 2 747,56 3 001,36 3 254,62 3 508,40 3 762,78 4 016,58 4

A 16 bis B 2, C 3 und R 2 2 375,09 2 640,83 2 907,68 3 174,54 3 439,13 3 705,44 3 970,59 4 237,46 4

B 3, B 4, C 4, R 3 und R 4 2 375,65 2 655,57 2 934,94 3 214,29 3 493,65 3 773,01 4 052,92 4 332,28 4

B 5 bis B 7, R 5 bis R 7 2 648,78 2 955,96 3 262,55 3 570,30 3 877,47 4 184,64 4 491,82 4 799,58 5

B 8 und höher, R 8 und höher 2 856,59 3 203,51 3 551,00 3 898,48 4 245,41 4 591,77 4 939,82 5 286,19 5

(Monatsbeträge in Euro)

                                                                                                 Stufe

Auslandszuschlag (§ 55 Absatz 5)
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 086,09 2 233,70 2 384,17 2 531,24

 322,87 2 483,54 2 643,08 2 803,20

 517,61 2 683,97 2 850,34 3 018,40

 684,54 2 858,85 3 033,74 3 208,61

 901,44 3 084,27 3 267,67 3 451,06

 110,96 3 302,29 3 493,65 3 685,56

 304,01 3 502,74 3 700,33 3 899,06

 645,24 3 860,45 4 075,62 4 290,25

 845,11 4 071,10 4 296,51 4 521,93

 942,21 4 180,12 4 417,45 4 653,67

 370,31 4 631,51 4 892,13 5 153,89

 821,14 5 115,27

Anlage VIg 
Gültig ab 1. Januar 2010 bis 30. Juni 2010

Besoldungs-

gruppe 1 2 3 4 5 6 7 8

A 2 bis A 8 893,71 1 041,33 1 191,23 1 339,44 1 488,77 1 638,66 1 786,86 1 936,77 2

A 9 1 043,59 1 202,02 1 365,56 1 524,55 1 684,07 1 844,21 2 003,75 2 162,74 2

A 10 1 180,45 1 348,51 1 514,88 1 682,95 1 849,88 2 015,69 2 183,18 2 348,97 2

A 11 1 287,76 1 462,08 1 636,39 1 811,27 1 985,58 2 160,47 2 334,78 2 510,22 2

A 12 1 432,55 1 615,38 1 799,33 1 982,74 2 166,70 2 349,55 2 533,51 2 717,46 2

A 13 und C 1 1 576,20 1 768,11 1 959,46 2 151,38 2 343,86 2 535,22 2 726,57 2 917,90 3

A 14 1 719,85 1 916,87 2 115,03 2 313,75 2 511,94 2 710,09 2 908,24 3 105,28 3

A 15, C 2 und R 1 1 923,13 2 138,32 2 352,94 2 568,71 2 784,48 2 999,67 3 214,29 3 428,92 3

A 16 bis B 2, C 3 und R 2 2 040,09 2 266,09 2 491,49 2 717,46 2 942,88 3 168,86 3 393,72 3 619,70 3

B 3, B 4, C 4, R 3 und R 4 2 045,20 2 281,96 2 519,32 2 756,64 2 993,42 3 230,76 3 468,10 3 705,44 3

B 5 bis B 7, R 5 bis R 7 2 280,84 2 541,46 2 803,78 3 064,39 3 326,15 3 586,21 3 847,38 4 108,57 4

B 8 und höher, R 8 und höher 2 463,68 2 757,78 3 053,61 3 347,16 3 642,97 3 937,10 4 231,79 4 526,47 4

Auslandszuschlag (§ 55 Absatz 5)

(Monatsbeträge in Euro)

                                                                                                Stufe
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 728,93 1 851,02 1 973,09 2 095,75

 935,63 2 067,92 2 200,78 2 333,65

 079,83 2 217,24 2 351,80 2 488,08

 232,00 2 376,23 2 520,45 2 665,22

 413,70 2 565,31 2 717,46 2 868,50

 574,39 2 731,09 2 888,37 3 045,09

 741,88 2 904,85 3 066,66 3 229,62

 033,16 3 210,88 3 389,73 3 566,91

 200,67 3 386,33 3 574,28 3 760,52

 279,58 3 474,91 3 671,36 3 866,12

 632,75 3 846,82 4 062,02 4 276,07

 022,26 4 266,42

Anlage VIh 

nhang 11 zu Artikel 1 Nummer 2

nach § 56

Absatz 1 

10 11 12 Nummer 2

315,13 335,01 353,17 135,70

Anlage VIi 
Gültig ab 1. Januar 2010 bis 30. Juni 2010

Besoldungs-

gruppe 1 2 3 4 5 6 7 8

A 2 bis A 8 747,78 872,13 993,07 1 116,29 1 238,37 1 360,45 1 483,07 1 605,73 1

A 9 874,97 1 007,26 1 140,12 1 270,71 1 403,59 1 536,45 1 668,74 1 802,76 1

A 10 989,67 1 125,36 1 262,78 1 397,35 1 534,18 1 670,46 1 807,31 1 944,12 2

A 11 1 077,68 1 223,03 1 366,68 1 510,91 1 655,69 1 799,33 1 944,12 2 087,22 2

A 12 1 197,48 1 349,64 1 502,39 1 653,99 1 805,59 1 957,19 2 109,36 2 260,38 2

A 13 und C 1 1 319,56 1 475,15 1 632,99 1 790,26 1 947,54 2 103,68 2 259,83 2 417,66 2

A 14 1 441,07 1 604,02 1 765,85 1 927,68 2 090,63 2 253,59 2 416,53 2 578,37 2

A 15, C 2 und R 1 1 610,85 1 789,12 1 966,28 2 144,01 2 321,72 2 500,01 2 677,72 2 855,44 3

A 16 bis B 2, C 3 und R 2 1 710,21 1 896,43 2 082,11 2 269,49 2 455,17 2 641,39 2 828,76 3 014,41 3

B 3, B 4, C 4, R 3 und R 4 1 714,75 1 910,64 2 105,97 2 301,27 2 497,15 2 692,49 2 888,37 3 083,70 3

B 5 bis B 7, R 5 bis R 7 1 916,31 2 131,51 2 345,57 2 560,77 2 774,81 2 989,46 3 203,51 3 418,70 3

B 8 und höher, R 8 und höher 2 073,03 2 316,04 2 560,77 2 804,35 3 047,35 3 291,52 3 535,08 3 777,53 4

                                                                                               Stufe

Auslandszuschlag (§ 55 Absatz 5)

(Monatsbeträge in Euro)

A

Gültig ab 1. Januar 2010 bis 30. Juni 2010

Besoldungs-

gruppe 1 2 3 4 5 6 7 8 9

A 2 bis A 16

B 1 bis  B 11 135,70 155,59 176,01 194,74 215,76 235,65 254,94 274,81 294,68

                                                                                      nach § 56 Absatz 1 Nummer 1

                                                                                 Stufe des Auslandszuschlags

Auslandskinderzuschlag (§ 56)

(Monatsbeträge in Euro je Kind)



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 23 – Drucksache 17/1878
Anhang  12  zu  Artikel  1  Nummer  2

Anlage VIII

Gültig ab 1. Januar 2010

Eingangsamt, in das der Anwärter nach Abschluss des
Vorbereitungsdienstes unmittelbar eintritt

Grundbetrag

A 2 bis A 4 803,53

A 5 bis A 8 922,94

A 9 bis A 11 975,57

A 12 1 114,21

A 13 oder R 1 1 179,99

Anwärtergrundbetrag
(Monatsbeträge in Euro)



Drucksache 17/1878 – 24 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode
Anhang  13  zu  Artikel  1  Nummer  2
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Anlage VI

VI.2

3 14 15
0,71 8 208,37 9 319,20

Monats-
Zonen- beträge

8,36 9 319,19 stufe in
Euro

5,65 1 707,23 1 772,86 1 128,22
8,10 1 868,77 1 944,49 2 141,34
0,55 2 031,32 2 116,12 3 154,47
3,00 2 192,85 2 287,75 4 167,59
5,45 2 354,39 2 460,40 5 181,73
7,90 2 515,92 2 632,03 6 194,85
0,35 2 678,47 2 803,66 7 207,98
2,80 2 840,00 2 975,29 8 221,10
5,24 3 001,54 3 146,92 9 234,23
6,68 3 163,08 3 318,56 10 247,35
9,13 3 325,62 3 491,20 11 260,48
1,58 3 487,16 3 662,83 12 273,60
4,03 3 648,69 3 834,46 13 286,73
6,48 3 810,23 4 006,09 14 299,85
8,93 3 972,78 4 177,72 15 312,98
1,38 4 134,31 4 349,36 16 326,10
3,83 4 295,85 4 522,00 17 339,23
6,28 4 458,39 4 693,63 18 352,35
8,73 4 619,93 4 865,26 19 366,48
1,18 4 781,47 5 036,89 20 379,61
Gültig ab 1. Juli 2010

Auslandszuschlag (§ 53)

VI.1 (Monatsbeträge in Euro)

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 1
1 815,06 2 055,00 2 327,63 2 637,38 2 989,35 3 389,24 3 843,62 4 359,88 4 946,47 5 612,98 6 370,27 7 23

von ... bis 1 815,05 2 054,99 2 327,62 2 637,37 2 989,34 3 389,23 3 843,61 4 359,87 4 946,46 5 612,97 6 370,26 7 230,70 8 20

Zonenstufe
1 664,32 719,84 779,41 846,04 917,73 997,48 1 084,31 1 180,22 1 286,23 1 404,35 1 533,58 1 588,10 1 64
2 739,03 798,59 863,21 933,88 1 011,62 1 097,44 1 190,32 1 293,30 1 406,37 1 531,56 1 668,87 1 731,46 1 79
3 812,73 877,34 947,00 1 022,72 1 106,52 1 197,39 1 297,34 1 406,37 1 526,52 1 658,77 1 803,15 1 874,83 1 95
4 886,43 956,09 1 030,80 1 111,57 1 200,41 1 297,34 1 403,34 1 519,45 1 646,66 1 785,98 1 938,43 2 018,19 2 10
5 961,14 1 034,84 1 114,60 1 200,41 1 294,31 1 397,29 1 509,35 1 631,51 1 765,79 1 913,19 2 073,72 2 161,55 2 25
6 1 034,84 1 113,59 1 197,39 1 289,26 1 389,21 1 497,24 1 615,36 1 744,59 1 885,93 2 040,40 2 209,00 2 304,92 2 40
7 1 109,55 1 192,34 1 281,18 1 378,10 1 483,10 1 597,19 1 722,38 1 857,66 2 006,08 2 167,61 2 344,29 2 449,29 2 56
8 1 183,25 1 271,09 1 364,98 1 466,95 1 577,00 1 697,14 1 828,39 1 970,74 2 125,21 2 294,82 2 479,58 2 592,65 2 71
9 1 257,96 1 349,84 1 448,78 1 555,79 1 671,90 1 798,10 1 934,39 2 083,81 2 245,35 2 422,03 2 614,86 2 736,02 2 86
10 1 331,66 1 428,58 1 532,57 1 644,64 1 765,79 1 898,05 2 040,40 2 195,88 2 365,49 2 549,24 2 749,14 2 879,38 3 01
11 1 405,36 1 507,33 1 615,36 1 733,48 1 860,69 1 998,00 2 147,42 2 308,96 2 484,63 2 676,45 2 884,43 3 022,74 3 16
12 1 480,07 1 586,08 1 699,16 1 822,33 1 954,59 2 097,95 2 253,43 2 422,03 2 604,77 2 803,66 3 019,71 3 166,11 3 32
13 1 553,77 1 664,83 1 782,95 1 910,16 2 048,48 2 197,90 2 359,44 2 535,11 2 724,91 2 930,87 3 155,00 3 309,47 3 47
14 1 628,48 1 743,58 1 866,75 1 999,01 2 143,38 2 297,85 2 465,44 2 647,17 2 844,04 3 058,08 3 290,29 3 452,83 3 62
15 1 702,19 1 822,33 1 949,54 2 087,85 2 237,27 2 397,80 2 572,46 2 760,25 2 964,19 3 185,29 3 425,57 3 597,20 3 77
16 1 775,89 1 901,08 2 033,33 2 176,70 2 331,17 2 498,76 2 678,47 2 873,32 3 084,33 3 312,50 3 559,85 3 740,57 3 93
17 1 850,60 1 979,83 2 117,13 2 265,54 2 426,07 2 598,71 2 784,48 2 986,40 3 204,47 3 439,71 3 695,14 3 883,93 4 08
18 1 924,30 2 057,56 2 200,93 2 354,39 2 519,96 2 698,66 2 891,49 3 099,47 3 323,60 3 566,92 3 830,42 4 027,29 4 23
19 1 999,01 2 136,31 2 284,72 2 443,23 2 613,85 2 798,61 2 997,50 3 211,54 3 443,75 3 694,13 3 965,71 4 170,66 4 38
20 2 072,71 2 215,06 2 367,51 2 532,08 2 708,76 2 898,56 3 103,51 3 324,61 3 563,89 3 821,34 4 101,00 4 314,02 4 54

Grund-
gehalts-
spanne
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Anlage IV

Gültig ab 1. Januar 2011

1. Bundesbesoldungsordnung A

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 Stufe 7 Stufe 8
A 2 1 739,59 1 780,25 1 821,97 1 853,25 1 885,59 1 917,92 1 950,25 1 982,57

A 3 1 809,45 1 852,21 1 894,97 1 929,39 1 963,81 1 998,22 2 032,64 2 067,05

A 4 1 849,09 1 900,18 1 951,29 1 991,96 2 032,64 2 073,32 2 113,98 2 151,53

A 5 1 863,69 1 927,30 1 978,40 2 028,47 2 078,53 2 129,62 2 179,69 2 228,70

A 6 1 905,39 1 979,46 2 054,53 2 111,90 2 171,34 2 228,70 2 292,32 2 347,59

A 7 2 004,48 2 070,19 2 156,74 2 245,39 2 331,95 2 419,56 2 485,26 2 550,96

A 8 2 125,46 2 204,72 2 316,30 2 428,95 2 541,58 2 619,80 2 699,07 2 777,28

A 9 2 300,66 2 378,88 2 501,95 2 627,10 2 750,15 2 833,59 2 918,07 3 000,46

A 10 2 468,57 2 575,99 2 731,39 2 885,73 3 040,09 3 147,51 3 254,93 3 362,35

A 11 2 833,59 2 993,16 3 151,68 3 311,25 3 420,75 3 530,27 3 639,77 3 749,27

A 12 3 038,01 3 226,78 3 416,58 3 605,34 3 736,76 3 866,08 3 996,44 4 128,90

A 13 3 562,59 3 739,89 3 916,14 4 093,43 4 215,45 4 338,52 4 460,53 4 580,47

A 14 3 663,76 3 892,14 4 121,59 4 349,98 4 507,46 4 666,00 4 823,47 4 981,99

A 15 4 478,27 4 684,76 4 842,25 4 999,73 5 157,21 5 313,64 5 470,07 5 625,47

A 16 4 940,27 5 180,15 5 361,62 5 543,08 5 723,51 5 906,02 6 087,48 6 266,87

Erhöhungsbeträge für die Besoldungsgruppen A 5, A 6, A 9 und A 10

Grundgehalt
(Monatsbeträge in Euro)

Besoldungs-
gruppe

Das Grundgehalt erhöht sich in den Besoldungsgruppen A 5 und A 6 für Beamte des mittleren Dienstes sowie für Unteroffiziere um 
18,55 Euro; es erhöht sich in den Besoldungsgruppen A 9 und A 10 für Beamte des gehobenen Dienstes sowie für Offiziere um 
8,09 Euro.

2. Bundesbesoldungsordnung B

B 1 5 625,47

B 2 6 534,90

B 3 6 919,73

B 4 7 322,29

B 5 7 784,31

B 6 8 223,37

B 7 8 646,79

B 8 9 090,02

B 9 9 639,65

B 10 11 346,90

B 11 11 788,05

Besoldungs-
gruppe

Grundgehalt
(Monatsbeträge in Euro)
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3. Bundesbesoldungsordnung W

W 1 3 915,10

W 2 4 464,71

W 3 5 409,58

Grundgehalt
(Monatsbeträge in Euro)

Besoldungs-
gruppe

4. Bundesbesoldungsordnung R

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 Stufe 7 Stufe 8
R 1 3 562,59 3 905,70 4 249,87 4 554,39 4 857,89 5 162,42 5 464,86 5 771,48

R 2 4 329,13 4 551,27 4 772,36 5 074,82 5 379,35 5 682,83 5 987,36 6 291,90

R 3 6 919,73

R 4 7 322,29

R 5 7 784,31

R 6 8 223,37

R 7 8 646,79

R 8 9 090,02

R 9 9 639,65

R 10 11 834,98

Besoldungs-
gruppe

Grundgehalt 
(Monatsbeträge in Euro)
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Anlage V

Gültig ab 1. Januar 2011

Stufe 1 Stufe 2
(§ 40 Absatz 1) (§ 40 Absatz 2)

Besoldungsgruppen A 2 bis A 8 113,62 215,65

übrige Besoldungsgruppen 119,30 221,33

Erhöhungsbeträge für die Besoldungsgruppen A 2 bis A 5

in den Besoldungsgruppen A 2 bis A 3 um je 26,84 Euro,  
in der Besoldungsgruppe A 4 um je 21,47 Euro und
in der Besoldungsgruppe A 5 um je 16,10 Euro.

Anrechnungsbetrag nach § 39 Absatz 2 Satz 1

– in den Besoldungsgruppen A 2 bis A 8: 103,00 Euro
– in den Besoldungsgruppen A 9 bis A 12: 109,35 Euro

gruppen A 2 bis A 5 um je 5,37 Euro, ab Stufe 3 für jedes weitere zu berücksichtigende Kind

102,03 Euro, für das dritte und jedes weitere zu berücksichtigende Kind um 317,90 Euro.

Soweit dadurch im Einzelfall die Besoldung hinter derjenigen aus einer niedrigeren Besoldungsgruppe
zurückbleibt, wird der Unterschiedsbetrag zusätzlich gewährt.

Familienzuschlag
(Monatsbeträge in Euro)

Bei mehr als einem Kind erhöht sich der Familienzuschlag für das zweite zu berücksichtigende Kind um

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhöht sich für das erste zu berücksichtigende Kind in den Besoldungs-
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nhang 17 zu Artikel 3 Nummer 4

Anlage VI

VI.2

14 15
1,58 8 459,10 9 603,87

Monats-
Zonen- beträge

9,09 9 603,86 stufe in
Euro

3,55 1 715,42 1 781,37 1 128,84
6,73 1 877,74 1 953,82 2 142,02
9,91 2 041,07 2 126,28 3 155,21
3,09 2 203,38 2 298,73 4 168,39
6,28 2 365,69 2 472,21 5 182,60
9,46 2 528,00 2 644,66 6 195,79
2,64 2 691,33 2 817,12 7 208,98
5,82 2 853,63 2 989,57 8 222,16
8,99 3 015,95 3 162,03 9 235,35
1,16 3 178,26 3 334,49 10 248,54
4,34 3 341,58 3 507,96 11 261,73
7,52 3 503,90 3 680,41 12 274,91
0,71 3 666,20 3 852,87 13 288,11
3,89 3 828,52 4 025,32 14 301,29
7,07 3 991,85 4 197,77 15 314,48
0,25 4 154,15 4 370,24 16 327,67
3,43 4 316,47 4 543,71 17 340,86
6,61 4 479,79 4 716,16 18 354,04
9,80 4 642,11 4 888,61 19 368,24
2,98 4 804,42 5 061,07 20 381,43
A

Gültig ab 1. Januar 2011

 Auslandszuschlag (§ 53)

VI.1 (Monatsbeträge in Euro)

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13
1 870,51 2 117,77 2 398,73 2 717,94 3 080,66 3 492,77 3 961,02 4 493,06 5 097,56 5 784,44 6 564,85 7 45

von ... bis 1 870,50 2 117,76 2 398,72 2 717,93 3 080,65 3 492,76 3 961,01 4 493,05 5 097,55 5 784,43 6 564,84 7 451,57 8 45

Zonenstufe
1 667,51 723,30 783,15 850,10 922,14 1 002,27 1 089,51 1 185,89 1 292,40 1 411,09 1 540,94 1 595,72 1 65
2 742,58 802,42 867,35 938,36 1 016,48 1 102,71 1 196,03 1 299,51 1 413,12 1 538,91 1 676,88 1 739,77 1 80
3 816,63 881,55 951,55 1 027,63 1 111,83 1 203,14 1 303,57 1 413,12 1 533,85 1 666,73 1 811,81 1 883,83 1 95
4 890,68 960,68 1 035,75 1 116,91 1 206,17 1 303,57 1 410,08 1 526,74 1 654,56 1 794,55 1 947,73 2 027,88 2 11
5 965,75 1 039,81 1 119,95 1 206,17 1 300,52 1 404,00 1 516,59 1 639,34 1 774,27 1 922,37 2 083,67 2 171,93 2 26
6 1 039,81 1 118,94 1 203,14 1 295,45 1 395,88 1 504,43 1 623,11 1 752,96 1 894,98 2 050,19 2 219,60 2 315,98 2 41
7 1 114,88 1 198,06 1 287,33 1 384,71 1 490,22 1 604,86 1 730,65 1 866,58 2 015,71 2 178,01 2 355,54 2 461,05 2 57
8 1 188,93 1 277,19 1 371,53 1 473,99 1 584,57 1 705,29 1 837,17 1 980,20 2 135,41 2 305,84 2 491,48 2 605,09 2 72
9 1 264,00 1 356,32 1 455,73 1 563,26 1 679,93 1 806,73 1 943,68 2 093,81 2 256,13 2 433,66 2 627,41 2 749,15 2 87
10 1 338,05 1 435,44 1 539,93 1 652,53 1 774,27 1 907,16 2 050,19 2 206,42 2 376,84 2 561,48 2 762,34 2 893,20 3 03
11 1 412,11 1 514,57 1 623,11 1 741,80 1 869,62 2 007,59 2 157,73 2 320,04 2 496,56 2 689,30 2 898,28 3 037,25 3 18
12 1 487,17 1 593,69 1 707,32 1 831,08 1 963,97 2 108,02 2 264,25 2 433,66 2 617,27 2 817,12 3 034,20 3 181,31 3 33
13 1 561,23 1 672,82 1 791,51 1 919,33 2 058,31 2 208,45 2 370,77 2 547,28 2 737,99 2 944,94 3 170,14 3 325,36 3 49
14 1 636,30 1 751,95 1 875,71 2 008,61 2 153,67 2 308,88 2 477,27 2 659,88 2 857,69 3 072,76 3 306,08 3 469,40 3 64
15 1 710,36 1 831,08 1 958,90 2 097,87 2 248,01 2 409,31 2 584,81 2 773,50 2 978,42 3 200,58 3 442,01 3 614,47 3 79
16 1 784,41 1 910,21 2 043,09 2 187,15 2 342,36 2 510,75 2 691,33 2 887,11 3 099,13 3 328,40 3 576,94 3 758,52 3 95
17 1 859,48 1 989,33 2 127,29 2 276,41 2 437,72 2 611,18 2 797,85 3 000,73 3 219,85 3 456,22 3 712,88 3 902,57 4 10
18 1 933,54 2 067,44 2 211,49 2 365,69 2 532,06 2 711,61 2 905,37 3 114,35 3 339,55 3 584,04 3 848,81 4 046,62 4 25
19 2 008,61 2 146,56 2 295,69 2 454,96 2 626,40 2 812,04 3 011,89 3 226,96 3 460,28 3 711,86 3 984,75 4 190,68 4 40
20 2 082,66 2 225,69 2 378,87 2 544,23 2 721,76 2 912,47 3 118,41 3 340,57 3 581,00 3 839,68 4 120,68 4 334,73 4 56

Grund-
gehalts-
spanne
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Anlage VIII

Gültig ab 1. Januar 2011

Eingangsamt, in das der Anwärter nach Abschluss des
Vorbereitungsdienstes unmittelbar eintritt

Grundbetrag

A 2 bis A 4 828,08

A 5 bis A 8 951,13

A 9 bis A 11 1 005,37

A 12 1 148,25

A 13 oder R 1 1 216,03

Anwärtergrundbetrag
(Monatsbeträge in Euro)
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Anlage IV

Gültig ab 1. August 2011

1. Bundesbesoldungsordnung A

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 Stufe 7 Stufe 8
A 2 1 744,81 1 785,59 1 827,44 1 858,81 1 891,25 1 923,67 1 956,10 1 988,52

A 3 1 814,88 1 857,77 1 900,65 1 935,18 1 969,70 2 004,21 2 038,74 2 073,25

A 4 1 854,64 1 905,88 1 957,14 1 997,94 2 038,74 2 079,54 2 120,32 2 157,98

A 5 1 869,28 1 933,08 1 984,34 2 034,56 2 084,77 2 136,01 2 186,23 2 235,39

A 6 1 911,11 1 985,40 2 060,69 2 118,24 2 177,85 2 235,39 2 299,20 2 354,63

A 7 2 010,49 2 076,40 2 163,21 2 252,13 2 338,95 2 426,82 2 492,72 2 558,61

A 8 2 131,84 2 211,33 2 323,25 2 436,24 2 549,20 2 627,66 2 707,17 2 785,61

A 9 2 307,56 2 386,02 2 509,46 2 634,98 2 758,40 2 842,09 2 926,82 3 009,46

A 10 2 475,98 2 583,72 2 739,58 2 894,39 3 049,21 3 156,95 3 264,69 3 372,44

A 11 2 842,09 3 002,14 3 161,14 3 321,18 3 431,01 3 540,86 3 650,69 3 760,52

A 12 3 047,12 3 236,46 3 426,83 3 616,16 3 747,97 3 877,68 4 008,43 4 141,29

A 13 3 573,28 3 751,11 3 927,89 4 105,71 4 228,10 4 351,54 4 473,91 4 594,21

A 14 3 674,75 3 903,82 4 133,95 4 363,03 4 520,98 4 680,00 4 837,94 4 996,94

A 15 4 491,70 4 698,81 4 856,78 5 014,73 5 172,68 5 329,58 5 486,48 5 642,35

A 16 4 955,09 5 195,69 5 377,70 5 559,71 5 740,68 5 923,74 6 105,74 6 285,67

Erhöhungsbeträge für die Besoldungsgruppen A 5, A 6, A 9 und A 10

Grundgehalt
(Monatsbeträge in Euro)

Besoldungs-
gruppe

Das Grundgehalt erhöht sich in den Besoldungsgruppen A 5 und A 6 für Beamte des mittleren Dienstes sowie für Unteroffiziere um 
18,61 Euro; es erhöht sich in den Besoldungsgruppen A 9 und A 10 für Beamte des gehobenen Dienstes sowie für Offiziere um 
8,11 Euro.

2. Bundesbesoldungsordnung B

B 1 5 642,35

B 2 6 554,50

B 3 6 940,49

B 4 7 344,26

B 5 7 807,66

B 6 8 248,04

B 7 8 672,73

B 8 9 117,29

B 9 9 668,57

B 10 11 380,94

B 11 11 823,41

Besoldungs-
gruppe

Grundgehalt
(Monatsbeträge in Euro)
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3. Bundesbesoldungsordnung W

W 1 3 926,85

W 2 4 478,10

W 3 5 425,81

Grundgehalt
(Monatsbeträge in Euro)

Besoldungs-
gruppe

4. Bundesbesoldungsordnung R

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 Stufe 7 Stufe 8
R 1 3 573,28 3 917,42 4 262,62 4 568,05 4 872,46 5 177,91 5 481,25 5 788,79

R 2 4 342,12 4 564,92 4 786,68 5 090,04 5 395,49 5 699,88 6 005,32 6 310,78

R 3 6 940,49

R 4 7 344,26

R 5 7 807,66

R 6 8 248,04

R 7 8 672,73

R 8 9 117,29

R 9 9 668,57

R 10 11 870,48

Besoldungs-
gruppe

Grundgehalt 
(Monatsbeträge in Euro)
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Anlage V

Gültig ab 1. August 2011

Stufe 1 Stufe 2
(§ 40 Absatz 1) (§ 40 Absatz 2)

Besoldungsgruppen A 2 bis A 8 113,96 216,30

übrige Besoldungsgruppen 119,66 222,00

Erhöhungsbeträge für die Besoldungsgruppen A 2 bis A 5

in den Besoldungsgruppen A 2 bis A 3 um je 26,84 Euro,  
in der Besoldungsgruppe A 4 um je 21,47 Euro und
in der Besoldungsgruppe A 5 um je 16,10 Euro.

Anrechnungsbetrag nach § 39 Absatz 2 Satz 1

– in den Besoldungsgruppen A 2 bis A 8: 103,31 Euro
– in den Besoldungsgruppen A 9 bis A 12: 109,68 Euro

gruppen A 2 bis A 5 um je 5,37 Euro, ab Stufe 3 für jedes weitere zu berücksichtigende Kind

102,34 Euro, für das dritte und jedes weitere zu berücksichtigende Kind um 318,85 Euro.

Soweit dadurch im Einzelfall die Besoldung hinter derjenigen aus einer niedrigeren Besoldungsgruppe
zurückbleibt, wird der Unterschiedsbetrag zusätzlich gewährt.

Familienzuschlag
(Monatsbeträge in Euro)

Bei mehr als einem Kind erhöht sich der Familienzuschlag für das zweite zu berücksichtigende Kind um

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhöht sich für das erste zu berücksichtigende Kind in den Besoldungs-
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Anlage VI

VI.2

14 15
3,93 8 484,48 9 632,68

Monats-
Zonen- beträge

4,47 9 632,67 stufe in
Euro

,52 1 719,54 1 785,65 1 129,15
,07 1 882,25 1 958,51 2 142,36
,61 2 045,97 2 131,38 3 155,58
,16 2 208,67 2 304,25 4 168,79
,72 2 371,37 2 478,14 5 183,04
,27 2 534,07 2 651,01 6 196,26
,81 2 697,79 2 823,88 7 209,48
,36 2 860,48 2 996,74 8 222,69
,90 3 023,19 3 169,62 9 235,91
,43 3 185,89 3 342,49 10 249,14
,98 3 349,60 3 516,38 11 262,36
,53 3 512,31 3 689,24 12 275,57
,09 3 675,00 3 862,12 13 288,80
,64 3 837,71 4 034,98 14 302,01
,18 4 001,43 4 207,84 15 315,23
,73 4 164,12 4 380,73 16 328,46
,28 4 326,83 4 554,61 17 341,68
,83 4 490,54 4 727,48 18 354,89
,38 4 653,25 4 900,34 19 369,12
,93 4 815,95 5 073,22 20 382,35
Gültig ab 1. August 2011

 Auslandszuschlag (§ 53)

VI.1 (Monatsbeträge in Euro)

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13
1 876,12 2 124,12 2 405,93 2 726,09 3 089,90 3 503,25 3 972,90 4 506,54 5 112,85 5 801,79 6 584,54 7 47

von ... bis 1 876,11 2 124,11 2 405,92 2 726,08 3 089,89 3 503,24 3 972,89 4 506,53 5 112,84 5 801,78 6 584,53 7 473,92 8 48

Zonenstufe
1 669,11 725,04 785,03 852,14 924,35 1 004,68 1 092,12 1 188,74 1 295,50 1 414,48 1 544,64 1 599,55 1 657
2 744,36 804,35 869,43 940,61 1 018,92 1 105,36 1 198,90 1 302,63 1 416,51 1 542,60 1 680,90 1 743,95 1 811
3 818,59 883,67 953,83 1 030,10 1 114,50 1 206,03 1 306,70 1 416,51 1 537,53 1 670,73 1 816,16 1 888,35 1 964
4 892,82 962,99 1 038,24 1 119,59 1 209,06 1 306,70 1 413,46 1 530,40 1 658,53 1 798,86 1 952,40 2 032,75 2 118
5 968,07 1 042,31 1 122,64 1 209,06 1 303,64 1 407,37 1 520,23 1 643,27 1 778,53 1 926,98 2 088,67 2 177,14 2 271
6 1 042,31 1 121,63 1 206,03 1 298,56 1 399,23 1 508,04 1 627,01 1 757,17 1 899,53 2 055,11 2 224,93 2 321,54 2 425
7 1 117,56 1 200,94 1 290,42 1 388,03 1 493,80 1 608,71 1 734,80 1 871,06 2 020,55 2 183,24 2 361,19 2 466,96 2 578
8 1 191,78 1 280,26 1 374,82 1 477,53 1 588,37 1 709,38 1 841,58 1 984,95 2 140,53 2 311,37 2 497,46 2 611,34 2 732
9 1 267,03 1 359,58 1 459,22 1 567,01 1 683,96 1 811,07 1 948,34 2 098,84 2 261,54 2 439,50 2 633,72 2 755,75 2 885
10 1 341,26 1 438,89 1 543,63 1 656,50 1 778,53 1 911,74 2 055,11 2 211,72 2 382,54 2 567,63 2 768,97 2 900,14 3 038
11 1 415,50 1 518,20 1 627,01 1 745,98 1 874,11 2 012,41 2 162,91 2 325,61 2 502,55 2 695,75 2 905,24 3 044,54 3 191
12 1 490,74 1 597,51 1 711,42 1 835,47 1 968,68 2 113,08 2 269,68 2 439,50 2 623,55 2 823,88 3 041,48 3 188,95 3 345
13 1 564,98 1 676,83 1 795,81 1 923,94 2 063,25 2 213,75 2 376,46 2 553,39 2 744,56 2 952,01 3 177,75 3 333,34 3 499
14 1 640,23 1 756,15 1 880,21 2 013,43 2 158,84 2 314,42 2 483,22 2 666,26 2 864,55 3 080,13 3 314,01 3 477,73 3 652
15 1 714,46 1 835,47 1 963,60 2 102,90 2 253,41 2 415,09 2 591,01 2 780,16 2 985,57 3 208,26 3 450,27 3 623,14 3 806
16 1 788,69 1 914,79 2 047,99 2 192,40 2 347,98 2 516,78 2 697,79 2 894,04 3 106,57 3 336,39 3 585,52 3 767,54 3 959
17 1 863,94 1 994,10 2 132,40 2 281,87 2 443,57 2 617,45 2 804,56 3 007,93 3 227,58 3 464,51 3 721,79 3 911,94 4 113
18 1 938,18 2 072,40 2 216,80 2 371,37 2 538,14 2 718,12 2 912,34 3 121,82 3 347,56 3 592,64 3 858,05 4 056,33 4 266
19 2 013,43 2 151,71 2 301,20 2 460,85 2 632,70 2 818,79 3 019,12 3 234,70 3 468,58 3 720,77 3 994,31 4 200,74 4 420
20 2 087,66 2 231,03 2 384,58 2 550,34 2 728,29 2 919,46 3 125,89 3 348,59 3 589,59 3 848,90 4 130,57 4 345,13 4 573

Grund-
gehalts-
spanne
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Anlage VIII

Gültig ab 1. August 2011

Eingangsamt, in das der Anwärter nach Abschluss des
Vorbereitungsdienstes unmittelbar eintritt

Grundbetrag

A 2 bis A 4 830,56

A 5 bis A 8 953,98

A 9 bis A 11 1 008,39

A 12 1 151,69

A 13 oder R 1 1 219,68

Anwärtergrundbetrag
(Monatsbeträge in Euro)
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Anlage 1

Überleitungs-
stufe zu 
Stufe 7

Stufe 7
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 8

Stufe 8

7 1 883,33 1 892,44 1 923,81

9 1 964,29 1 972,39 2 005,78

6 2 039,18 2 051,32 2 087,76

0 2 102,94 2 115,08 2 162,64

4 2 170,74 2 224,38 2 278,01

4 2 379,21 2 411,60 2 426,78 2 475,35

4 2 580,60 2 619,06 2 638,28 2 694,96

0 2 785,02 2 831,58 2 848,78 2 911,52

2 3 105,83 3 158,45 3 184,76 3 262,69

2 3 477,23 3 531,88 3 558,19 3 638,14

8 3 814,23 3 877,98 3 910,37 4 006,51

2 4 236,23 4 328,32 4 340,47 4 444,70

9 4 565,13 4 680,50 4 699,73 4 834,32

4 5 281,63 5 307,94 5 311,99 5 458,73

6 5 875,67 5 907,04 5 912,10 6 081,11

h in den Besoldungsgruppen A 9 und A 10 für Beamte 

nhang 26 zu Artikel 5 Nummer 1

Anlage 2

Überleitungs-
stufe zu 
Stufe 7

Stufe 7
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 8

Stufe 8

0 5 176,38 5 302,88 5 388,90 5 600,41

9 5 683,39 5 809,89 5 894,90 6 105,40
Gültig ab 1. Januar 2010

Überleitungstabelle für die Besoldungsgruppen der Bundesbesoldungsordnung A

Stufe 1
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 2

Stufe 2
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 3

Stufe 3
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 4

Stufe 4
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 5

Stufe 5
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 6

Stufe 6

A 2 1 688,02 1 727,48 1 767,96 1 798,32 1 805,41 1 829,70 1 844,88 1 861,0

A 3 1 755,82 1 797,31 1 838,80 1 872,20 1 880,30 1 905,60 1 921,79 1 938,9

A 4 1 794,28 1 843,86 1 893,45 1 932,92 1 941,02 1 972,39 1 990,60 2 011,8

A 5 1 808,44 1 870,18 1 919,76 1 968,34 1 984,53 2 016,92 2 044,24 2 066,5

A 6 1 848,92 1 902,56 1 920,78 1 956,20 1 993,64 2 009,83 2 049,30 2 063,47 2 106,98 2 117,10 2 162,6

A 7 1 945,06 1 994,65 2 008,82 2 061,44 2 092,82 2 128,24 2 178,84 2 195,03 2 262,83 2 330,64 2 347,8

A 8 2 062,46 2 119,13 2 139,37 2 206,16 2 247,65 2 292,18 2 356,95 2 379,21 2 466,24 2 522,92 2 542,1

A 9 2 232,47 2 290,16 2 308,37 2 382,25 2 427,79 2 474,34 2 549,23 2 566,43 2 668,64 2 722,28 2 749,6

A 10 2 395,40 2 475,35 2 499,64 2 593,76 2 650,43 2 711,15 2 800,20 2 829,55 2 949,98 3 025,88 3 054,2

A 11 2 749,60 2 871,04 2 904,44 2 991,47 3 058,26 3 113,92 3 213,10 3 234,35 3 319,36 3 395,26 3 425,6

A 12 2 947,96 3 091,66 3 131,13 3 236,38 3 315,31 3 381,09 3 498,48 3 525,81 3 626,00 3 717,08 3 751,4

A 13 3 456,99 3 612,84 3 629,03 3 768,69 3 800,06 3 924,54 3 972,10 4 027,76 4 090,50 4 132,00 4 209,9

A 14 3 555,16 3 756,54 3 776,78 3 957,93 3 999,42 4 160,33 4 221,05 4 295,94 4 373,86 4 429,52 4 527,6

A 15 4 345,53 4 347,55 4 545,90 4 570,19 4 698,72 4 747,29 4 851,53 4 924,39 5 004,34 5 102,50 5 156,1

A 16 4 793,84 4 795,87 5 026,60 5 052,92 5 202,69 5 258,35 5 378,78 5 463,79 5 553,86 5 670,24 5 730,9

Erhöhungsbeträge für die Besoldungsgruppen A 5, A 6, A 9 und A 10

Grundgehalt
(Monatsbeträge in Euro)Besoldungs-

gruppe

Das Grundgehalt erhöht sich in den Besoldungsgruppen A 5 und A 6 für Beamte des mittleren Dienstes sowie für Unteroffiziere um 18,00 Euro; es erhöht sic
des gehobenen Dienstes sowie für Offiziere um 7,85 Euro.

A
Gültig ab 1. Januar 2010

Überleitungstabelle für die Besoldungsgruppen R 1 und R 2

Stufe 1
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 2

Stufe 2
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 3

Stufe 3
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 4

Stufe 4
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 5

Stufe 5
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 6

Stufe 6

R 1 3 456,99 3 694,81 3 789,94 3 906,32 4 123,90 4 329,34 4 419,40 4 541,86 4 713,90 4 753,36 5 009,4

R 2 4 200,81 4 416,37 4 630,91 4 836,35 4 924,39 5 048,87 5 219,90 5 260,38 5 514,3

Grundgehalt
(Monatsbeträge in Euro)Besoldungs-

gruppe
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Anlage 1

Überleitungs-
stufe zu 
Stufe 7

Stufe 7
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 8

Stufe 8

1 940,86 1 950,25 1 982,57

2 024,29 2 032,64 2 067,05

2 101,47 2 113,98 2 151,53

2 167,18 2 179,69 2 228,70

2 237,05 2 292,32 2 347,59

2 451,88 2 485,26 2 500,91 2 550,96

2 659,43 2 699,07 2 718,87 2 777,28

2 870,09 2 918,07 2 935,80 3 000,46

3 200,70 3 254,93 3 282,04 3 362,35

3 583,44 3 639,77 3 666,88 3 749,27

3 930,74 3 996,44 4 029,81 4 128,90

4 365,63 4 460,53 4 473,06 4 580,47

4 704,58 4 823,47 4 843,29 4 981,99

5 442,96 5 470,07 5 474,25 5 625,47

6 055,15 6 087,48 6 092,70 6 266,87

h in den Besoldungsgruppen A 9 und A 10 für Beamte 

Anhang 28 zu Artikel 6

Anlage 2

Überleitungs-
stufe zu 
Stufe 7

Stufe 7
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 8

Stufe 8

5 334,50 5 464,86 5 553,51 5 771,48

5 856,99 5 987,36 6 074,97 6 291,90
Gültig ab 1. Januar 2011

Überleitungstabelle für die Besoldungsgruppen der Bundesbesoldungsordnung A

Stufe 1
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 2

Stufe 2
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 3

Stufe 3
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 4

Stufe 4
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 5

Stufe 5
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 6

Stufe 6

A 2 1 739,59 1 780,25 1 821,97 1 853,25 1 860,56 1 885,59 1 901,24 1 917,92

A 3 1 809,45 1 852,21 1 894,97 1 929,39 1 937,74 1 963,81 1 980,49 1 998,22

A 4 1 849,09 1 900,18 1 951,29 1 991,96 2 000,31 2 032,64 2 051,41 2 073,32

A 5 1 863,69 1 927,30 1 978,40 2 028,47 2 045,15 2 078,53 2 106,68 2 129,62

A 6 1 905,39 1 960,67 1 979,46 2 015,95 2 054,53 2 071,22 2 111,90 2 126,50 2 171,34 2 181,77 2 228,70

A 7 2 004,48 2 055,58 2 070,19 2 124,41 2 156,74 2 193,25 2 245,39 2 262,08 2 331,95 2 401,84 2 419,56

A 8 2 125,46 2 183,87 2 204,72 2 273,55 2 316,30 2 362,20 2 428,95 2 451,88 2 541,58 2 599,99 2 619,80

A 9 2 300,66 2 360,12 2 378,88 2 455,02 2 501,95 2 549,92 2 627,10 2 644,82 2 750,15 2 805,43 2 833,59

A 10 2 468,57 2 550,96 2 575,99 2 672,99 2 731,39 2 793,96 2 885,73 2 915,98 3 040,09 3 118,31 3 147,51

A 11 2 833,59 2 958,74 2 993,16 3 082,85 3 151,68 3 209,04 3 311,25 3 333,15 3 420,75 3 498,97 3 530,27

A 12 3 038,01 3 186,10 3 226,78 3 335,24 3 416,58 3 484,37 3 605,34 3 633,51 3 736,76 3 830,63 3 866,08

A 13 3 562,59 3 723,20 3 739,89 3 883,81 3 916,14 4 044,42 4 093,43 4 150,80 4 215,45 4 258,22 4 338,52

A 14 3 663,76 3 871,29 3 892,14 4 078,83 4 121,59 4 287,41 4 349,98 4 427,16 4 507,46 4 564,83 4 666,00

A 15 4 478,27 4 480,35 4 684,76 4 709,79 4 842,25 4 892,30 4 999,73 5 074,82 5 157,21 5 258,36 5 313,64

A 16 4 940,27 4 942,37 5 180,15 5 207,27 5 361,62 5 418,97 5 543,08 5 630,69 5 723,51 5 843,44 5 906,02

Erhöhungsbeträge für die Besoldungsgruppen A 5, A 6, A 9 und A 10

Grundgehalt
(Monatsbeträge in Euro)Besoldungs-

gruppe

Das Grundgehalt erhöht sich in den Besoldungsgruppen A 5 und A 6 für Beamte des mittleren Dienstes sowie für Unteroffiziere um 18,55 Euro; es erhöht sic
des gehobenen Dienstes sowie für Offiziere um 8,09 Euro.

Gültig ab 1. Januar 2011

Überleitungstabelle für die Besoldungsgruppen R 1 und R 2

Stufe 1
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 2

Stufe 2
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 3

Stufe 3
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 4

Stufe 4
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 5

Stufe 5
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 6

Stufe 6

R 1 3 562,59 3 807,67 3 905,70 4 025,64 4 249,87 4 461,59 4 554,39 4 680,60 4 857,89 4 898,56 5 162,42

R 2 4 329,13 4 551,27 4 772,36 4 984,09 5 074,82 5 203,09 5 379,35 5 421,06 5 682,83

Grundgehalt
(Monatsbeträge in Euro)Besoldungs-

gruppe
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Anlage 1

Überleitungs-
stufe zu 
Stufe 7

Stufe 7
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 8

Stufe 8

1 946,68 1 956,10 1 988,52

2 030,36 2 038,74 2 073,25

2 107,77 2 120,32 2 157,98

2 173,68 2 186,23 2 235,39

2 243,76 2 299,20 2 354,63

2 459,24 2 492,72 2 508,41 2 558,61

2 667,41 2 707,17 2 727,03 2 785,61

2 878,70 2 926,82 2 944,61 3 009,46

3 210,30 3 264,69 3 291,89 3 372,44

3 594,19 3 650,69 3 677,88 3 760,52

3 942,53 4 008,43 4 041,90 4 141,29

4 378,73 4 473,91 4 486,48 4 594,21

4 718,69 4 837,94 4 857,82 4 996,94

5 459,29 5 486,48 5 490,67 5 642,35

6 073,32 6 105,74 6 110,98 6 285,67

h in den Besoldungsgruppen A 9 und A 10 für Beamte 

Anhang 30 zu Artikel 7

Anlage 2

Überleitungs-
stufe zu 
Stufe 7

Stufe 7
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 8

Stufe 8

5 350,50 5 481,25 5 570,17 5 788,79

5 874,56 6 005,32 6 093,19 6 310,78
Gültig ab 1. August 2011

Überleitungstabelle für die Besoldungsgruppen der Bundesbesoldungsordnung A

Stufe 1
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 2

Stufe 2
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 3

Stufe 3
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 4

Stufe 4
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 5

Stufe 5
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 6

Stufe 6

A 2 1 744,81 1 785,59 1 827,44 1 858,81 1 866,14 1 891,25 1 906,94 1 923,67

A 3 1 814,88 1 857,77 1 900,65 1 935,18 1 943,55 1 969,70 1 986,43 2 004,21

A 4 1 854,64 1 905,88 1 957,14 1 997,94 2 006,31 2 038,74 2 057,56 2 079,54

A 5 1 869,28 1 933,08 1 984,34 2 034,56 2 051,29 2 084,77 2 113,00 2 136,01

A 6 1 911,11 1 966,55 1 985,40 2 022,00 2 060,69 2 077,43 2 118,24 2 132,88 2 177,85 2 188,32 2 235,39

A 7 2 010,49 2 061,75 2 076,40 2 130,78 2 163,21 2 199,83 2 252,13 2 268,87 2 338,95 2 409,05 2 426,82

A 8 2 131,84 2 190,42 2 211,33 2 280,37 2 323,25 2 369,29 2 436,24 2 459,24 2 549,20 2 607,79 2 627,66

A 9 2 307,56 2 367,20 2 386,02 2 462,39 2 509,46 2 557,57 2 634,98 2 652,75 2 758,40 2 813,85 2 842,09

A 10 2 475,98 2 558,61 2 583,72 2 681,01 2 739,58 2 802,34 2 894,39 2 924,73 3 049,21 3 127,66 3 156,95

A 11 2 842,09 2 967,62 3 002,14 3 092,10 3 161,14 3 218,67 3 321,18 3 343,15 3 431,01 3 509,47 3 540,86

A 12 3 047,12 3 195,66 3 236,46 3 345,25 3 426,83 3 494,82 3 616,16 3 644,41 3 747,97 3 842,12 3 877,68

A 13 3 573,28 3 734,37 3 751,11 3 895,46 3 927,89 4 056,55 4 105,71 4 163,25 4 228,10 4 270,99 4 351,54

A 14 3 674,75 3 882,90 3 903,82 4 091,07 4 133,95 4 300,27 4 363,03 4 440,44 4 520,98 4 578,52 4 680,00

A 15 4 491,70 4 493,79 4 698,81 4 723,92 4 856,78 4 906,98 5 014,73 5 090,04 5 172,68 5 274,14 5 329,58

A 16 4 955,09 4 957,20 5 195,69 5 222,89 5 377,70 5 435,23 5 559,71 5 647,58 5 740,68 5 860,97 5 923,74

Erhöhungsbeträge für die Besoldungsgruppen A 5, A 6, A 9 und A 10

Grundgehalt
(Monatsbeträge in Euro)Besoldungs-

gruppe

Das Grundgehalt erhöht sich in den Besoldungsgruppen A 5 und A 6 für Beamte des mittleren Dienstes sowie für Unteroffiziere um 18,61 Euro; es erhöht sic
des gehobenen Dienstes sowie für Offiziere um 8,11 Euro.

Gültig ab 1. August 2011

Überleitungstabelle für die Besoldungsgruppen R 1 und R 2

Stufe 1
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 2

Stufe 2
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 3

Stufe 3
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 4

Stufe 4
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 5

Stufe 5
Überleitungs-

stufe zu 
Stufe 6

Stufe 6

R 1 3 573,28 3 819,09 3 917,42 4 037,72 4 262,62 4 474,97 4 568,05 4 694,64 4 872,46 4 913,26 5 177,91

R 2 4 342,12 4 564,92 4 786,68 4 999,04 5 090,04 5 218,70 5 395,49 5 437,32 5 699,88

Grundgehalt
(Monatsbeträge in Euro)Besoldungs-

gruppe
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Begründung
 A.  Allgemeines

 I.  Regelungsschwerpunkt

 Die  Dienst-  und  Versorgungsbezüge  sind  zuletzt  zum  1.  Ja-
 nuar  2009  durch  das  Bundesbesoldungs-  und  -versorgungs-
 anpassungsgesetz  2008/2009  vom  29.  Juli  2008  (BGBl.  I
 S.  1582) angepasst worden.

 Dem  gesetzlichen  Auftrag  nach  §  14  Absatz  1  BBesG  und
 §  70  BeamtVG  entsprechend  wird  die  Besoldung  und  Ver-
 sorgung  regelmäßig  an  die  Entwicklung  der  allgemeinen
 wirtschaftlichen  und  finanziellen  Verhältnisse  angepasst.
 Der  Gesetzentwurf  sieht  daher  vor,  die  Besoldungs-  und
 Versorgungsbezüge  unter  Berücksichtigung  des  Tarifab-
 schlusses  für  die  Tarifbeschäftigten  des  öffentlichen  Diens-
 tes  des  Bundes  vom  27.  Februar  2010  anzupassen.  Dazu  soll
 das  Tarifergebnis  vom  27.  Februar  2010  mit  seinen  drei
 Schritten  in  den  Jahren  2010  und  2011  zeit-  und
 inhaltsgleich übertragen werden.

 Die  Dienst-  und  Versorgungsbezüge  werden  entsprechend
 der  Tarifvereinbarung  Bund  in  drei  Schritten  erhöht.  Im
 ersten  und  zweiten  Schritt  werden  die  Dienstbezüge  zum
 1.  Januar  2010  um  1,2  Prozent  und  zum  1.  Januar  2011  um
 0,6 Prozent angehoben.

 Zum  1.  August  2011  erhöhen  sie  sich  nochmals  um  0,3  Pro-
 zent.  Diese  Erhöhung  geht  von  dem  gleichen  Prozentsatz  wie
 im  Tarifbereich  aus,  wird  jedoch  gegenüber  dem  tariflichen
 Erhöhungssatz  um  0,2  Prozentpunkte  zugunsten  der  Versor-
 gungsrücklage  vermindert.  Diese  nach  §  14a  Absatz  2  Satz  1
 BBesG  vorzunehmende  Verminderung  der  Anpassung  der
 Besoldung  war  für  die  auf  den  31.  Dezember  2002  folgenden
 acht  allgemeinen  Anpassungen  der  Besoldung  ausgesetzt
 (§  14a  Absatz  2a  BBesG).  Die  Besoldungserhöhung  zum
 1.  Januar  2011  führt  zum  achten  und  damit  letzten  Ab-
 flachungsschritt  des  Versorgungsniveaus,  so  dass  mit  der
 folgenden  Besoldungsanpassung  zum  1.  August  2011  die
 Verminderung  nach  §  14a  Absatz  2  Satz  1  BBesG  wieder
 aufzunehmen  ist.  Der  Unterschiedsbetrag  gegenüber  der
 nicht  verminderten  Anpassung  wird  der  Versorgungsrück-
 lage  des  Bundes  zugeführt.  In  die  Versorgungsrücklage  flie-
 ßen damit ab 1. August 2011 zusätzlich 15 Mio. Euro.

 Der  geringere  Erhöhungssatz  führt  zu  einer  dauerhaft  wir-
 kenden  Verminderung  des  Besoldungs-  und  Versorgungs-
 niveaus.

 Die  Anpassung  der  Versorgungsbezüge  zum  1.  Januar  2010
 und  1.  Januar  2011  erfolgt  unter  Anwendung  der  vom  Ge-
 setzgeber  mit  dem  Versorgungsänderungsgesetz  2001  ein-
 geführten  schrittweisen  Verminderungen,  mit  denen  der  für
 die  gesetzliche  Rentenversicherung  eingeführte  sogenannte
 Riester-Faktor  in  der  Beamtenversorgung  nachvollzogen
 wird  (§  69e  Absatz  3  und  4  BeamtVG).  Danach  wird  das
 Versorgungsniveau  ab  dem  Jahr  2003  in  insgesamt  acht
 gleichen  Schritten  von  jeweils  rund  0,54  Prozent  um  insge-
 samt  zirka  4,33  Prozent  abgesenkt.  Die  jeweilige  Absen-
 kung  erfolgt  dadurch,  dass  in  den  ersten  sieben  Anpassungs-
 schritten  die  ruhegehaltfähigen  Dienstbezüge  und  im  letzten
 Schritt  der  Ruhegehaltssatz  mit  dem  in  §  69e  Absatz  3  und  4
 BeamtVG festgeschriebenen Faktor multipliziert werden.

 Bisher  hat  es  in  den  Jahren  2003  und  2004  sowie  2008  und
 2009  insgesamt  sechs  Anpassungen  gegeben,  die  im  Versor-
 gungsbereich  jeweils  durch  einen  Abflachungsfaktor  ver-
 mindert  wurden.  Entsprechend  der  gesetzlichen  Systematik
 des  Versorgungsänderungsgesetzes  2001  sind  noch  zwei
 weitere  Anpassungen  unter  Anwendung  eines  Abflachungs-
 faktors  zu  vermindern.  Die  Anpassung  der  Versorgungsbe-
 züge  zum  1.  Januar  2010  und  zum  1.  Januar  2011  ist  daher
 um  jeweils  rund  0,54  Prozentpunkte  vermindert  (gesamt:
 rund  1,08  Prozentpunkte).  Mit  dem  achten  Anpassungs-
 schritt  zum  1.  Januar  2011  ist  das  Versorgungsniveau  damit
 entsprechend  dem  in  §  14  Absatz  1  BeamtVG  festgelegten
 Höchstruhegehaltssatz von 71,75 Prozent abgesenkt.

 Darin  manifestiert  sich  die  Strategie  zur  nachhaltigen  Siche-
 rung  der  Finanzierungsgrundlagen  der  Beamtenversorgung
 ebenso  wie  in  der  Zuführung  der  Hälfte  der  Mittel  zur  Ver-
 sorgungsrücklage,  die  durch  die  Ausgabenminderungen  in
 der  Versorgung  eingespart  werden.  Damit  wird  die  Rück-
 lage  des  Bundes  mit  rund  49  Mio.  Euro  für  die  Jahre  2010
 und 2011 weiter verstärkt.

 Zusätzlich  zu  den  linearen  Anpassungen  erhalten  alle  Emp-
 fängerinnen  und  Empfänger  von  Dienstbezügen  im  Januar
 2011  eine  einmalige  Zahlung  von  240  Euro.  Für  Versor-
 gungsempfängerinnen  und  Versorgungsempfänger  des  Bun-
 des  ist  keine  entsprechende  Einmalzahlung  vorgesehen.
 Damit  werden  die  gesamtwirtschaftlichen  Rahmenbedin-
 gungen  und  die  bestehenden  Verhältnisse  im  Rentenbereich
 sowie  die  prognostizierte  weitere  Entwicklung  für  die  Al-
 terssicherungssysteme  im  Kontext  dieses  Gesetzes  berück-
 sichtigt.  Da  die  Einmalzahlung  nicht  tabellenwirksam  ist
 und  damit  keine  Dauerwirkung  entfaltet,  hat  die  Nichtbe-
 rücksichtigung  bei  der  Einmalzahlung  keine  Auswirkungen
 auf  die  Teilhabe  der  Versorgungsempfängerinnen  und  Ver-
 sorgungsempfänger  an  der  allgemeinen  wirtschaftlichen
 Entwicklung.  Es  bleibt  in  Einklang  mit  den  gesamtstaatli-
 chen  Interessen  eine  amtsangemessene  Versorgung  gewahrt.

 Die  Amts-  und  Versorgungsbezüge  der  Mitglieder  der  Bun-
 desregierung  und  der  Parlamentarischen  Staatssekretärinnen
 und  Parlamentarischen  Staatssekretäre  sind  zuletzt  mit  dem
 Bundesbesoldungs-  und  -versorgungsanpassungsgesetz  2000
 vom  19.  April  2001  (BGBl.  I  S.  618)  zum  1.  Januar  2002  an-
 gepasst  worden.  Von  den  Bezügeanpassungen  der  Jahre  2003
 und  2004  sowie  2008  und  2009  wurde  dieser  Personenkreis
 ausgenommen,  in  die  Kürzungen  der  Jahresbezüge  zur  Haus-
 haltskonsolidierung  aufgrund  der  Rechtsänderungen  in  den
 Jahren  2004  und  2006  dagegen  einbezogen.  Damit  liegen  die
 Amts-  und  Versorgungsbezüge  der  Mitglieder  der  Bundes-
 regierung  und  der  Parlamentarischen  Staatssekretärinnen  und
 Parlamentarischen  Staatssekretäre  um  derzeit  rund  21  Pro-
 zent  hinter  der  Einkommensentwicklung  der  Beamtinnen  und
 Beamten des Bundes zurück.

 Dem  geltenden  Recht  entsprechend  nehmen  die  Mitglieder
 der  Bundesregierung  und  die  Parlamentarischen  Staatsse-
 kretärinnen  und  Parlamentarischen  Staatssekretäre  an  der
 allgemeinen  prozentualen  Anpassung  der  Besoldung  der
 Bundesbeamtinnen  und  Bundesbeamten  der  Besoldungs-
 gruppe  B  11  teil,  nicht  jedoch  an  Einmalzahlungen.  Diese
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Systematik  ändert  der  Gesetzentwurf  nicht.  Dementspre-
 chend  wird  dieser  Personenkreis  nur  in  die  allgemeine  line-
 are  Bezügeanpassung  der  Jahre  2010  und  2011  einbezogen.
 Da  die  Mitglieder  der  Bundesregierung  und  die  Parlamenta-
 rischen  Staatssekretärinnen  und  Parlamentarischen  Staatsse-
 kretäre  an  den  letzten  Bezügeanpassungen  nicht  teilgenom-
 men  haben,  sind  für  Versorgungsempfängerinnen  und  Ver-
 sorgungsempfänger  aus  diesen  Amtsverhältnissen  erst  die
 vierten  bis  sechsten  Anpassungsfaktoren  zur  Abflachung
 des  Versorgungsniveaus  anzuwenden.  Das  führt  beim  drit-
 ten  Schritt  der  Bezügeanpassung  im  Ergebnis  dazu,  dass  für
 diese  Versorgungsempfängerinnen  und  Versorgungsemp-
 fänger  die  Versorgungsbezüge  sich  mit  diesem  Schritt  ge-
 ringfügig verringern.

 Die  Anwärterbezüge  erhöhen  sich  entsprechend  dem  Ergeb-
 nis  der  Tarifverhandlungen  in  drei  Schritten  um  die  gleichen
 linearen  Erhöhungssätze  und  zu  den  gleichen  Zeitpunkten
 wie  die  Dienstbezüge  zum  1.  Januar  2010  um  1,2  Prozent,
 zum  1.  Januar  2011  um  0,6  Prozent  und  zum  1.  August  2011
 um  0,3  Prozent.  Zusätzlich  erhalten  die  Empfängerinnen
 und  Empfänger  von  Anwärterbezügen  eine  Einmalzahlung
 von 50 Euro im Januar 2011.

 Der  Gesetzentwurf  schafft  darüber  hinaus  die  gesetzlichen
 Voraussetzungen  für  einen  wirkungsgleichen  Nachvollzug
 der  tariflichen  Regelungen  zu  flexiblen  Arbeitszeiten  für
 ältere  Beschäftigte  (Altersteilzeit  und  zur  Einführung  des
 FALTER-Arbeitszeitmodells).  FALTER  ist  ein  Arbeitszeit-
 modell,  das  einen  gleitenden  Übergang  in  den  Ruhestand
 bei  gleichzeitig  längerer  Teilhabe  am  Berufsleben  ermög-
 lichen  soll.  Ziel  ist  es,  die  vorhandenen  Personalstrukturen
 an  veränderte  Verwaltungsabläufe  und  die  Entwicklungen
 des demografischen Wandels anzupassen.

 Dazu  soll  zeitlich  befristet  bis  zum  31.  Dezember  2016  ein
 neues  Altersteilzeitmodell  ermöglicht  werden.  Dieses  sieht
 u.  a.  gegenüber  dem  zum  31.  Dezember  2009  ausgelaufenen
 Altersteilzeitmodell  einen  geringeren  Aufstockungsbetrag
 von  20  Prozent  der  Dienstbezüge  vor,  die  entsprechend  der
 Arbeitszeit  während  der  Altersteilzeit  zustehen.  Bei  Inan-
 spruchnahme  außerhalb  von  Restrukturierungs-  und  Stel-
 lenabbaubereichen  unterliegt  dieses  Modell  einer  Quotie-
 rung.  Das  bisherige  Modell  gilt  für  die  Abwicklung  der  Alt-
 fälle weiter.

 Mit  dem  FALTER-Arbeitszeitmodell  wird  älteren  Beam-
 tinnen  und  Beamten  ein  flexibler  Übergang  in  den  Ruhe-
 stand  bei  gleichzeitig  längerer  Teilhabe  am  Berufsleben
 ermöglicht.  Bei  gleichzeitiger  Reduzierung  der  Arbeitszeit
 auf  50  Prozent  werden  höchstens  die  beiden  letzten  Dienst-
 jahre  vor  dem  Erreichen  der  Regelaltersgrenze  oder  der
 besonderen  Altersgrenze  auf  einen  maximal  vierjährigen
 Übergangszeitraum  verteilt  und  die  aktive  Dienstzeit  um
 höchstens  zwei  Jahre  über  das  Ruhestandseintrittsalter  hin-
 aus  verlängert.  Die  Bewilligung  von  Teilzeitbeschäftigung
 ist  ebenfalls  bis  zum  31.  Dezember  2016  befristet.  Im  ge-
 samten  bis  zu  vierjährigen  Zeitraum  werden  anteilig  zur  Ar-
 beitszeit  gekürzte  Dienstbezüge  sowie  ein  besoldungsrecht-
 licher  Zuschlag  in  Höhe  des  hälftigen,  zu  diesem  Zeitpunkt
 zustehenden  Ruhegehaltes  gezahlt.  Ergänzend  wird  eine
 Verordnungsermächtigung  für  einen  weiteren  Zuschlag  in
 das  Gesetz  aufgenommen,  Sie  soll  sicherstellen,  dass  die
 tariflichen  Gegebenheiten  sowie  ihre  mögliche  Weiterent-

 wicklung  zeitnah  auf  den  Beamtenbereich  übertragen  wer-
 den können.

 II.  Gesetzgebungskompetenzen

 Der  Bund  hat  die  ausschließliche  Gesetzgebungskompetenz
 nach  Artikel  73  Absatz  1  Nummer  8  des  Grundgesetzes  für
 die  Rechtsverhältnisse  der  im  Dienst  des  Bundes  und  der
 bundesunmittelbaren  Körperschaften  des  öffentlichen  Rechts
 stehenden  Personen  und  nach  Artikel  73  Absatz  1  Nummer  1
 des  Grundgesetzes  für  die  Regelung  der  Dienstverhältnisse  in
 den Streitkräften.

 III.  Auswirkungen von gleichstellungspolitischer
 Bedeutung

 Der  Entwurf  hat  keine  gleichstellungspolitischen  Auswir-
 kungen.  Die  Regelungen  sind  geschlechtsneutral  ausgestal-
 tet.  Die  gleichberechtigte  Teilhabe  beider  Geschlechter  an
 den finanziellen Verbesserungen ist gewährleistet.

 IV.  Kosten

 1.  Der  Gesetzentwurf  führt  in  den  Jahren  2010  und  2011
 durch  die  Anpassung  der  Dienst-  und  Versorgungsbe-
 züge  zu  nachstehenden  Mehrausgaben  für  den  Bundes-
 haushalt:

 *  Entsprechend  §  14a  Absatz  3  BBesG  in  der  Fassung  der  Bekannt-
 machung  vom  19.  Juni  2009  (BGBl.  I  S.  1434).

 **  Jeweils  weitere  Zuführungen  nach  §  14a  Absatz  2  BBesG  in  der
 Fassung  der  Bekanntmachung  vom  19.  Juni  2009  (BGBl.  I
 S.  1434).

 Der  Versorgungsrücklage  des  Bundes  werden  durch  die
 letzten  beiden  Abflachungsschritte  nach  §  69e  BeamtVG
 bis  zum  Jahresende  2011  zusätzlich  rund  49  Mio.  Euro
 zugeführt.

 Durch  den  dritten  Anpassungsschritt  werden  die  anzu-
 passende  Besoldung  und  Versorgung  nach  §  14a  BBesG

 Kosten

 Haushaltsjahr 2010

 1.1  Besoldungsanpassung  135 Mio. Euro

 1.2  Versorgungsanpassung  39 Mio. Euro

 1.3  Versorgungsrücklage*  16 Mio. Euro

 Kosten 2010  190 Mio. Euro

 Haushaltsjahr 2011

 1.1  Einmalzahlung Besoldungs-
 empfänger/-innen

 75 Mio. Euro

 1.2  Besoldungsanpassung  220 Mio. Euro

 1.3  Versorgungsanpassung  51 Mio. Euro

 1.4  Versorgungsrücklage*  33 Mio. Euro

 1.5  Versorgungsrücklage**

 (Besoldungsempfänger/-innen)
 10 Mio. Euro

 1.6  Versorgungsrücklage**

 (Versorgungsempfänger/-innen)
 5 Mio. Euro

 Kosten 2011  394 Mio. Euro
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um  0,2  Prozentpunkte  vermindert.  Dadurch  werden  der
 Versorgungsrücklage weitere 15 Mio. Euro zugeführt.

 Die  im  Haushaltsjahr  2010  anfallenden  Mehrausgaben
 können  nach  derzeitiger  Einschätzung  –  auch  unter  Ein-
 beziehung  der  finanziellen  Mehrbelastungen  aus  dem
 Tarifabschluss  für  das  laufende  Jahr  –  unter  Berücksich-
 tigung  der  gegebenen  Deckungsmöglichkeiten  aus  den
 zur  Verfügung  stehenden  Ansätzen  erwirtschaftet  wer-
 den.  Die  finanziellen  Mehrbelastungen  im  Haushaltsjahr
 2011  ff.  werden  durch  Umschichtung  im  jeweiligen  Ein-
 zelplan aufgefangen.

 Durch  den  Nachvollzug  der  tariflichen  Regelungen  zu
 flexiblen  Arbeitszeiten  für  ältere  Beschäftige  (Altersteil-
 zeit  und  FALTER-Arbeitszeitmodell)  können  grundsätz-
 lich  weitere  Mehrausgaben  entstehen.  Diese  werden
 durch  entsprechende  Regelungen  zur  Stellenbewirt-
 schaftung  (Verzicht  auf  Ausbringung  von  Ersatzplanstel-
 len  bei  Altersteilzeit  in  Restrukturierungs-  und  Stel-
 lenabbaubereichen  bzw.  Vorgabe  der  Finanzneutralität
 bei  der  Ausbringung  von  Ersatzplanstellen  bei  Alters-
 teilzeit  in  den  übrigen  Bereichen  und  bei  dem  FALTER-
 Arbeitszeitmodell) ausgeglichen.

 2.  Durch  die  Anpassungen  der  Bezüge  und  das  Modell  zur
 Altersteilzeit entsteht kein neuer Vollzugsaufwand.

 Ein  geringer  Mehraufwand  kann  beim  Vollzug  der  Rege-
 lungen  zur  Umsetzung  des  FALTER-Arbeitszeitmodells
 entstehen.  Dieser  Mehraufwand  kann  mit  den  vorhande-
 nen Ressourcen abgedeckt werden.

 V.  Sonstige Kosten

 Der  Wirtschaft,  insbesondere  den  mittelständischen  Unter-
 nehmen, entstehen keine zusätzlichen Kosten.

 Die  vorgesehenen  Einkommensanhebungen  werden  keine
 wesentlichen  Änderungen  von  Angebots-  und  Nachfrage-
 strukturen  zur  Folge  haben.  Auswirkungen  auf  das  allge-
 meine  Preisniveau  und  insbesondere  das  Verbraucherpreis-
 niveau sind nicht zu erwarten.

 VI.  Bürokratiekosten

 Durch  das  Gesetz  werden  keine  Informationspflichten  für
 die  Wirtschaft  und  die  Bürgerinnen  und  Bürger  neu  ein-
 geführt,  geändert  oder  aufgehoben.  Für  die  Verwaltung  wer-
 den  zwei  Informationspflichten  neu  eingeführt  und  keine
 Informationspflichten geändert oder aufgehoben.

 Der  Gesetzentwurf  schafft  die  Voraussetzungen  für  einen
 Nachvollzug  der  tariflichen  Regelungen  zu  flexiblen  Arbeits-
 zeiten  für  ältere  Beschäftigte  (Altersteilzeit  und  FALTER-Ar-
 beitszeitmodell).  Der  damit  verbundene  Aufwuchs  der  büro-
 kratischen  Belastungen  geht  mit  der  Erhöhung  von  recht-
 lichen Ansprüchen der Beamtinnen und Beamten einher.

 Ein  Antrag  auf  Altersteilzeit  nach  §  93  Absatz  1  des  Bun-
 desbeamtengesetzes  (BBG)  kann  seit  dem  31.  Dezember
 2009  nicht  mehr  bewilligt  werden.  Unter  geänderten  Vor-
 aussetzungen  sieht  der  Gesetzentwurf  ein  neues  Altersteil-
 zeitmodell  nach  §  93  Absatz  3  und  4  BBG  vor.  Dadurch
 wird  im  Bereich  der  Verwaltung  eine  Informationspflicht
 neu eingeführt.

 Mit  dem  FALTER-Arbeitszeitmodell  nach  §  53  Absatz  4
 BBG,  das  eine  neue  Möglichkeit  zur  Verlängerung  der  ak-
 tiven  Dienstzeit  im  Beamtenverhältnis  bis  zum  31.  Dezem-
 ber  2016  eröffnet,  wird  eine  weitere  neue  Informations-
 pflicht für die Verwaltung eingeführt.

 VII.  Befristung

 Das Gesetz kann nicht befristet werden.

 VIII.  Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

 Der  Gesetzentwurf  sieht  keine  Rechts-  und  Verwaltungsver-
 einfachungen vor.

 IX.  Recht der Europäischen Union

 Der  Gesetzentwurf  ist  mit  dem  Recht  der  Europäischen
 Union vereinbar.

 B.  Zu den einzelnen Vorschriften

 Zu Artikel 1  (Änderung des Bundesbesoldungs-
 gesetzes für das Jahr 2010)

 Zu Nummer 1  (§  14)

 Zu Buchstabe a  (§  14 Absatz 2)

 In  Umsetzung  des  Tarifabschlusses  vom  27.  Februar  2010
 erhöhen  sich  ab  dem  1.  Januar  2010  die  Beträge  für  die  in
 der  Anlage  IV  ausgewiesenen  Grundgehälter  (Bundesbesol-
 dungsordnungen  A,  B,  W  und  R),  die  Beträge  des  Familien-
 zuschlages  in  der  Anlage  V,  die  in  der  Anlage  VIII  ausge-
 wiesenen  Anwärtergrundbeträge,  die  Beträge  der  Amtszula-
 gen  in  der  Anlage  IX  sowie  in  den  Fällen  des  §  76  die  Be-
 träge  der  Stufen  und  Überleitungsstufen  in  den  Anlagen  1
 und 2 des Besoldungsüberleitungsgesetzes um 1,2 Prozent.

 Zu Buchstabe b  (§  14 Absatz 3 – neu)

 Absatz  3  regelt  den  Erhöhungssatz  und  -zeitpunkt  für  die
 Beträge  des  Auslandszuschlages  sowie  des  Auslandskin-
 derzuschlages.  Der  gegenüber  der  linearen  Erhöhung  nach
 Absatz  2  Satz  1  verminderte  Anpassungssatz  für  diese  Zu-
 schläge  stellt  pauschalierend  sicher,  dass  das  bestehende
 Verhältnis  zwischen  Inlandsbesoldung  und  (steuerfrei  ge-
 zahlter)  Auslandsbesoldung  beibehalten  wird  und  sich  der
 Anteil  der  Auslandsbesoldung  am  Gesamteinkommen  nicht
 verschiebt.

 Zu Nummer 2  (Anlagen IV, V, VIa bis VIi, VIII und IX)

 Die  Anlagen  IV,  V,  VIa  bis  VIi,  VIII  und  IX  enthalten  die
 zum 1. Januar 2010 gültigen Beträge.

 Zu Artikel 2  (Weitere Änderung des Bundes-
 besoldungsgesetzes für das Jahr 2010)

 Zu Nummer 1  (§  14 Absatz 3)

 Zum  1.  Juli  2010  tritt  eine  neue  Auslandsbesoldung  mit  neu
 gestalteten  Auslandszuschlagstabellen  (Anlage  VI)  in  Kraft.
 Die  neue  Auslandsbesoldung  ist  durch  Artikel  2  des  Dienst-
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rechtsneuordnungsgesetzes  (DNeuG)  vom  5.  Februar  2009
 (BGBl.  I S.  160) eingeführt worden.

 Absatz  3  regelt  dementsprechend  –  ausgehend  von  der  Er-
 höhung  zum  1.  Januar  2010  –  die  lineare  Anpassung  für  die
 Auslandszuschlagstabellen,  die  gemäß  Artikel  2  Nummer  67
 i.  V.  m.  Artikel  17  Absatz  9  DNeuG  zum  1.  Juli  2010  in
 Kraft treten.

 Die  Grundgehaltsspannen  der  Anlage  VI.1,  die  sich  an  dem
 Inlandsgrundgehalt  orientieren,  sind  um  den  vollen  Anpas-
 sungssatz  nach  Absatz  2  zu  erhöhen.  Die  Monatsbeträge  der
 Zonenstufen  der  Anlagen  VI.1  und  VI.2  sind  als  zur  Aus-
 landsbesoldung  gehörende  Zahlungsbeträge  dagegen  mit
 einem  gegenüber  der  linearen  Erhöhung  nach  Absatz  2  ver-
 minderten  Anpassungssatz  zu  erhöhen.  Dieser  verminderte
 Anpassungssatz  stellt  pauschalierend  sicher,  dass  das  beste-
 hende  Verhältnis  zwischen  Inlandsbesoldung  und  (steuerfrei
 gezahlter)  Auslandsbesoldung  beibehalten  wird  und  sich  der
 Anteil  der  Auslandsbesoldung  am  Gesamteinkommen  nicht
 verschiebt.

 Zu Nummer 2  (Anlagen VIa bis VIi)

 Die  Anlage  VI  (VI.1  und  VI.2)  enthält  die  zum  1.  Juli  2010
 gültigen  Beträge  des  Auslandszuschlages.  Sie  ersetzt  die
 Anlagen VIa bis VIi gemäß Artikel 1 Nummer 2.

 Zu Artikel 3  (Änderung des Bundesbesoldungs-
 gesetzes für das Jahr 2011)

 Zu Nummer 1  (§  6 Absatz 3 – neu – und 4 – neu)

 Mit  Absatz  3  wird  parallel  zur  Änderung  des  §  93  BBG  in
 Artikel  11  Nummer  2  die  Tarifvertragsregelung  zur  Alters-
 teilzeit  wirkungsgleich  in  das  Besoldungsrecht  übertragen.
 Zu  den  im  gleichen  Verhältnis  wie  die  Arbeitszeit  reduzier-
 ten  Dienstbezügen  wird  ein  nicht  ruhegehaltfähiger  Zu-
 schlag  gewährt.  Dieser  beträgt  20  Prozent  der  Dienstbezüge,
 die  entsprechend  der  reduzierten  Arbeitszeit  während  der
 Altersteilzeit  zustehen.  Bei  begrenzt  Dienstfähigen  ist  dabei
 auch  der  Zuschlag  nach  §  72a  BBesG  zu  berücksichtigen.
 Der  Begriff  der  Dienstbezüge  wird,  wie  in  §  2  Absatz  2  der
 Altersteilzeitzuschlagsverordnung  (ATZV)  für  die  bisherige
 Altersteilzeitregelung  auch,  abweichend  von  §  1  Absatz  2
 BBesG  definiert.  Um  eine  mehrfache  Berücksichtigung  zu
 vermeiden,  bleiben  die  nicht  nach  §  6  Absatz  1  BBesG  an-
 teilig  gekürzten  Bezügebestandteile  außer  Betracht.  Da  der
 neue  §  93  Absatz  3  BBG  vorsieht,  dass  Altersteilzeit  auch
 im  Blockmodell  abgeleistet  werden  kann,  sind  die  Regelun-
 gen  des  §  6  Absatz  2  Satz  5  BBesG  anzuwenden.  Darüber
 hinaus  wird  für  sogenannte  Störfälle  im  Blockmodell  auf
 die Regelung des §  2a ATZV verwiesen.

 Absatz  4  überträgt  parallel  zur  Änderung  des  §  53  BBG  in
 Artikel  11  Nummer  1  die  Tarifregelung  einer  flexiblen  Ar-
 beitszeitregelung  nach  dem  FALTER-Arbeitszeitmodell
 weitgehend  wirkungsgleich  in  das  Besoldungsrecht.  Die
 Beamtinnen  und  Beamten  erhalten  bei  Inanspruchnahme
 des  FALTER-Arbeitszeitmodells  zu  den  im  gleichen  Ver-
 hältnis  wie  die  Arbeitszeit  reduzierten  Dienstbezügen  einen
 Zuschlag  in  Höhe  des  hälftigen,  zu  diesem  Zeitpunkt  zuste-
 henden Ruhegehaltes.

 Satz  2  sieht  eine  Verordnungsermächtigung  für  einen  weite-
 ren  Zuschlag  vor.  In  der  Rechtsverordnung  ist  zu  festzule-

 gen,  im  welchem  Umfang  dieser  weitere  Zuschlag  ruhege-
 haltfähig  sein  soll.  Von  dieser  Ermächtigung  soll  zunächst
 kein  Gebrauch  gemacht  werden.  Sie  soll  sicherstellen,  dass
 die  tariflichen  Gegebenheiten  sowie  ihre  mögliche  Weiter-
 entwicklung  zeitnah  auf  den  Beamtenbereich  übertragen
 werden können.

 Zu Nummer 2  (§  14)

 Zu Buchstabe a  (§  14 Absatz 2)

 Lineare  Anpassung  der  ausgewiesenen  Bezüge  zum  1.  Ja-
 nuar  2011  um  0,6  Prozent  entsprechend  dem  Tarifergebnis
 vom 27. Februar 2010.

 Zu Buchstabe b  (§  14 Absatz 3)

 Lineare  Anpassung  der  Grundgehaltsspannen  und  der  Mo-
 natsbeträge  der  Zonenstufen  des  Auslandszuschlages  zum
 1.  Januar  2011.  Wegen  des  unterschiedlichen  Anpassungs-
 satzes  wird  auf  die  Begründung  zu  Artikel  2  Nummer  1  ver-
 wiesen.

 Zu Nummer 3  (§  85)

 Die  Änderungen  vollziehen  die  im  Tarifabschluss  vom
 27.  Februar  2010  vereinbarte  Einmalzahlung  im  Januar
 2011 von 240 Euro nach.

 Zu Nummer 4  (Anlagen IV, V, VI, VIII und IX)

 Die  Anlagen  IV,  V,  VI,  VIII  und  IX  enthalten  die  zum  1.  Ja-
 nuar 2011 gültigen Beträge.

 Die  Beträge  berücksichtigen  die  lineare  Erhöhung  nach  §  14
 Absatz  2  und  3  BBesG  einschließlich  des  durch  Artikel  2a
 Nummer  10  des  Dienstrechtsneuordnungsgesetzes  vom  5.  Fe-
 bruar  2009  (BGBl.  I  S.  160)  gesetzlich  vorgesehenen  zweiten
 Einbauschritts  der  jährlichen  Sonderzahlung  in  die  Monats-
 bezüge in Höhe von 2,44 Prozent.

 Zu Artikel 4  (Weitere Änderung des Bundes-
 besoldungsgesetzes für das Jahr 2011)

 Zu Nummer 1  (§  14)

 Zu Buchstabe a  (§  14 Absatz 2)

 Lineare  Anpassung  der  ausgewiesenen  Bezüge  zum  1.  Au-
 gust  2011  um  0,3  Prozent.  Diese  Erhöhung  geht  von  dem
 gleichen  Prozentsatz  wie  im  Tarifbereich  aus,  wird  jedoch
 gegenüber  dem  tariflichen  Erhöhungssatz  um  0,2  Prozent-
 punkte  zugunsten  der  Versorgungsrücklage  vermindert  (§  14a
 BBesG).

 Auf  Grund  des  gesetzlichen  Auftrags  aus  §  14a  Absatz  5
 BBesG  werden  vor  Ablauf  des  in  §  14a  Absatz  2a  BBesG
 genannten  Zeitraums,  also  vor  der  achten  auf  den  31.  De-
 zember  2002  folgenden  Anpassung  der  Besoldung  und  so-
 mit  nach  diesem  Gesetz  vor  dem  1.  Januar  2011  die  Wirkun-
 gen  der  Versorgungsrücklage  des  Bundes  unter  Berücksich-
 tigung  der  allgemeinen  Entwicklung  der  Alterssicherungs-
 systeme  und  der  Situation  in  den  öffentlich-rechtlichen
 Versorgungssystemen  sowie  der  Entwicklung  der  allgemei-
 nen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse geprüft.
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Zu Buchstabe b  (§  14 Absatz 3)

 Lineare  Anpassung  der  Grundgehaltsspannen  und  der  Mo-
 natsbeträge  der  Zonenstufen  des  Auslandszuschlages  zum
 1.  August  2011.  Wegen  des  unterschiedlichen  Anpassungs-
 satzes  wird  auf  die  Begründung  zu  Artikel  2  Nummer  1  ver-
 wiesen.

 Zu Nummer 2  (Anlagen IV, V, VI, VIII und IX)

 Die  Anlagen  IV,  V,  VI,  VIII  und  IX  enthalten  die  zum
 1.  August  2011  gültigen  Beträge.  Sie  ersetzen  die  entspre-
 chenden Anlagen gemäß Artikel 3 Nummer 4.

 Zu Artikel 5  (Änderung des Besoldungsüberlei-
 tungsgesetzes für das Jahr 2010)

 Folgeänderungen  zu  Artikel  1  Nummer  1  Buchstabe  a.  Die  ab
 1.  Januar  2010  gültigen  Anlagen  1  und  2  des  Besoldungs-
 überleitungsgesetzes  enthalten  die  linear  um  1,2  Prozent  an-
 gepassten Beträge.

 Zu Artikel 6  (Änderung des Besoldungsüberlei-
 tungsgesetzes für das Jahr 2011)

 Folgeänderung  zu  Artikel  3  Nummer  2  Buchstabe  a.  Die  ab
 1.  Januar  2011  gültigen  Anlagen  1  und  2  des  Besoldungs-
 überleitungsgesetzes  enthalten  die  angepassten  Beträge.  Sie
 berücksichtigen  die  lineare  Erhöhung  nach  §  14  Absatz  2
 BBesG  einschließlich  des  durch  Artikel  3a  des  Dienstrechts-
 neuordnungsgesetzes  vom  5.  Februar  2009  (BGBl.  I  S.  160)
 gesetzlich  vorgesehenen  zweiten  Einbauschritts  der  jähr-
 lichen  Sonderzahlung  in  die  Monatsbezüge  in  Höhe  von
 2,44  Prozent.

 Zu Artikel 7  (Weitere Änderung des Besoldungs-
 überleitungsgesetzes für das Jahr 2011)

 Folgeänderung  zu  Artikel  4  Nummer  1  Buchstabe  a.  Die  ab
 1.  August  2011  gültigen  Anlagen  1  und  2  des  Besoldungs-
 überleitungsgesetzes  enthalten  die  linear  um  0,3  Prozent  an-
 gepassten Beträge.

 Zu Artikel 8  (Änderung des Beamtenversorgungs-
 gesetzes)

 Zu Nummer 1  (Inhaltsübersicht)

 Redaktionelle Änderungen.

 Zu Nummer 2  (§  55 Absatz 1)

 Zu Buchstabe a  (§  55 Absatz 1 Satz 7)

 Es  wird  sichergestellt,  dass  neben  den  in  der  Aufzählung
 des  §  55  Absatz  1  Satz  7  genannten  Leistungen  auch  nach
 Maßgabe  des  Gesetzes  über  den  Versorgungsausgleich  vom
 3.  April  2009  (BGBl.  I  S.  700)  übertragene  Anrechte  von
 der Anrechnung freigestellt sind.

 Zu Buchstabe b  (§  55 Absatz 1 Satz 9)

 Die  nach  §  55  Absatz  1  Satz  9  gesetzlich  vorgesehene  Ver-
 weisung  auf  den  „Kapitalwert  nach  Anlage  9  zum  Bewer-
 tungsgesetz“  ist  durch  die  Aufhebung  der  Anlage  9  zum

 Bewertungsgesetz  mit  Wirkung  vom  1.  Januar  2009  durch
 das  Erbschaftsteuerreformgesetz  vom  24.  Dezember  2008
 (BGBl.  I  S.  3018)  nicht  mehr  zutreffend.  An  die  Stelle  der
 Tabelle  der  Anlage  9  zum  Bewertungsgesetz  tritt  eine  vom
 Bundesministerium  der  Finanzen  zu  erstellende  Tabelle
 nach  §  14  Absatz  1  des  Bewertungsgesetzes,  die  im  Bun-
 dessteuerblatt  veröffentlicht  wird.  Diese  Tabelle  ist  anstelle
 der  bisherigen  Anlage  9  zum  Bewertungsgesetz  anzuwen-
 den. Dies wird mit der Änderung sichergestellt.

 Zu Nummer 3  (§  69e Absatz 1 Nummer 1 Satz 1)

 Es  wird  klargestellt,  dass  auch  für  die  am  1.  Januar  2002  vor-
 handenen  Versorgungsempfängerinnen  und  Versorgungs-
 empfänger der Abzug für Pflege gilt.

 Zu Nummer 4  (§  69h Absatz 1 Nummer 3 und Absatz 2
 Nummer 3)

 Es  handelt  sich  um  Folgeänderungen  zu  den  Änderungen  des
 Bundesbeamtengesetzes infolge der Übertragung von Rege-
 lungen  der  Tarifeinigung  vom  27.  Februar  2010  zur  Alters-
 teilzeit.

 Zu Nummer 5  (§  71 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3)

 Mit  den  Regelungen  des  §  71  wird  die  lineare  Besoldungs-
 anpassung  zum  1.  Januar  2010  auch  für  die  Versorgungs-
 empfängerinnen  und  Versorgungsempfänger  übernommen.
 Zu  berücksichtigen  ist  dabei,  dass  die  Anwendung  des  siebten
 Anpassungsfaktors  nach  §  69e  Absatz  3  dazu  führt,  dass  die
 Bezügeanpassung  nur  in  einem  um  zirka  0,54  Prozent  ver-
 minderten  Umfang  an  die  Versorgungsempfängerinnen  und
 Versorgungsempfänger  weitergegeben  wird.  Die  Anpassung
 des  Überleitungsbetrages  nach  dem  Dienstrechtsneuord-
 nungsgesetz  ergibt  sich  aus  §  69g  Absatz  1  Nummer  1  Buch-
 stabe a Satz 4.

 Die  Änderungen  in  den  Absätzen  2  und  3  beinhalten  –  stän-
 diger  Praxis  folgend  –  Sonderregelungen  für  bestimmte
 Gruppen  von  Versorgungsempfängerinnen  und  Versorgungs-
 empfängern.

 Zu Nummer 6  (§  72)

 Redaktionelle Änderung.

 Zu Artikel 9  (Änderung des Beamtenversorgungs-
 gesetzes für das Jahr 2011)

 Zu Nummer 1  (§  6 Absatz 1 Satz 5)

 Mit  der  Änderung  wird  sichergestellt,  dass  für  den  Fall  der
 Inanspruchnahme  der  flexiblen  Arbeitszeitregelungen  nach
 dem  Bundesbeamtengesetz  in  Übertragung  des  FALTER-Ar-
 beitszeitmodells  die  ruhegehaltfähigen  Ausbildungszeiten
 keiner Kürzung wegen Freistellungszeiten unterliegen.

 Zu Nummer 2  (§  71 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3)

 Mit  den  Regelungen  des  §  71  wird  die  lineare  Besoldungs-
 anpassung  zum  1.  Januar  2011  auch  für  die  Versorgungs-
 empfängerinnen  und  Versorgungsempfänger  übernommen.
 Zu  berücksichtigen  ist  dabei,  dass  die  Anwendung  des  ach-
 ten  Anpassungsfaktors  nach  §  69e  Absatz  4  dazu  führt,  dass
 die  Bezügeanpassung  nur  in  einem  um  zirka  0,54  Prozent
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verminderten  Umfang  an  die  Versorgungsempfängerinnen
 und  Versorgungsempfänger  weitergegeben  wird.  Mit  der
 achten  auf  das  Inkrafttreten  der  Regelungen  des  Versor-
 gungsänderungsgesetzes  2001  folgenden  Anpassung  nach
 §  70  erfolgt  die  endgültige  Neufestsetzung  der  Ruhegehalts-
 sätze  aller  Versorgungsempfängerinnen  und  Versorgungs-
 empfänger.

 Die  Änderungen  in  den  Absätzen  2  und  3  beinhalten  –  stän-
 diger  Praxis  folgend  –  Sonderregelungen  für  bestimmte
 Gruppen  von  Versorgungsempfängerinnen  und  Versorgungs-
 empfängern.

 Zu Artikel 10  (Weitere Änderung des Beamtenver-
 sorgungsgesetzes für das Jahr 2011)

 Mit  den  Regelungen  des  §  71  wird  die  lineare  Besoldungs-
 anpassung  zum  1.  August  2011  auch  für  die  Versorgungs-
 empfängerinnen und Versorgungsempfänger übernommen.

 Die  Änderungen  in  den  Absätzen  2  und  3  beinhalten  –  stän-
 diger  Praxis  folgend  –  Sonderregelungen  für  bestimmte
 Gruppen  von  Versorgungsempfängerinnen  und  Versor-
 gungsempfängern.

 Zu Artikel 11  (Änderung des Bundesbeamten-
 gesetzes)

 Zu Nummer 1  (§  53 Absatz 4 – neu – bis 6 – neu)

 Zu Absatz 4

 Absatz  4  überträgt  das  Modell  der  flexiblen  Arbeitszeitrege-
 lung  nach  dem  FALTER-Arbeitszeitmodell  aus  der  Tarifeini-
 gung  vom  27.  Februar  2010  für  die  Beschäftigten  des  öffent-
 lichen  Dienstes  von  Bund  und  kommunalen  Arbeitgebern
 systemgerecht  in  das  Beamtenrecht.  Das  Modell  dient  der
 Anpassung  der  Personalstrukturen  im  Bund  an  die  demogra-
 fisch bedingten Entwicklungen.

 Älteren  Beamtinnen  und  Beamten  wird  dadurch  ein  gleiten-
 der  Übergang  in  den  Ruhestand  bei  gleichzeitig  längerer
 Teilhabe  am  Berufsleben  ermöglicht.  Das  neue  Modell  ver-
 längert  die  aktive  Dienstzeit  über  die  individuelle  Regel-
 altersgrenze  oder  die  besondere  Altersgrenze  nach  §  51  Ab-
 satz  1  bis  3  hinaus  um  höchstens  zwei  Jahre  und  sieht  somit
 höchstens  für  die  letzten  vier  Berufsjahre  vor  dem  tatsäch-
 lichen  Eintritt  in  den  Ruhestand  eine  eigene  Form  der  Teil-
 zeitbeschäftigung  vor.  Eine  kürzere  Dauer  des  Modells  ist
 möglich,  die  Zeiträume  vor  und  nach  der  Verlängerung
 müssen  gleich  lang  sein.  Da  das  freiwillige  Weiterarbeiten
 über  die  Altersgrenze  hinaus  gefördert  werden  soll,  können
 die  Zeiten  der  Freistellung  von  der  Arbeit  nicht  nach  §  9
 Absatz  2  der  Arbeitszeitverordnung  in  Form  des  sogenann-
 ten  Blockmodells  zusammengefasst  und  an  das  Ende  der
 Teilzeitbeschäftigung  gelegt  werden.  Damit  der  Zeitraum
 von  maximal  vier  Jahren  erreicht  wird,  beginnt  die  Teilzeit-
 beschäftigung  höchstens  zwei  Jahre  vor  dem  Monat,  ab  dem
 der  Ruhestand  nach  der  jeweils  geltenden  Altersgrenze  ein-
 treten  würde.  Die  Bewilligung  setzt  ein  dienstliches  Inte-
 resse  voraus.  Ein  Rechtsanspruch  besteht  nicht.  Die  Teil-
 zeitbeschäftigung  nach  diesem  Modell  ist  befristet  und  muss
 vor dem 1. Januar 2017 beginnen.

 Zu Absatz 5

 Absatz  5  regelt,  dass  dem  Antrag  nur  entsprochen  werden
 darf,  wenn  die  Beamtin  oder  der  Beamte  sich  verpflichtet,
 Nebentätigkeiten  nur  in  dem  bei  Vollzeitbeschäftigung  er-
 laubten  Umfang  einzugehen.  Das  entspricht  der  Regelung
 zur  Nebentätigkeit  bei  einer  Teilzeitbeschäftigung  nach  §  91
 Absatz 2.

 Zu Absatz 6

 Aus  Gründen  der  Planungssicherheit  ist  die  Bewilligung  der
 Teilzeit  über  den  Zeitraum  von  bis  zu  vier  Jahren  bindend
 und  eine  Aufhebung  der  Bewilligung  grundsätzlich  nicht
 vorgesehen.  Ausnahmsweise  kann  die  Dienststelle  außer  in
 den  Fällen  des  Absatzes  5  Satz  4  aus  Gründen  der  Fürsorge
 die  Bewilligung  des  FALTER-Arbeitszeitmodells  mit  Wir-
 kung  für  die  Zukunft  nur  widerrufen,  wenn  der  Beamtin
 oder  dem  Beamten  die  Teilzeitbeschäftigung  nicht  mehr  zu-
 mutbar  ist.  Bei  Widerruf  der  Bewilligung  vor  Erreichen  der
 Regelaltersgrenze  oder  der  besonderen  Altersgrenze  führt
 dies  zur  Vollzeitbeschäftigung  bis  zum  Eintritt  in  den  Ruhe-
 stand,  nur  auf  erneuten  Antrag  nach  §  91  ff.  zur  Teilzeit-
 beschäftigung.  Mit  Widerruf  der  Bewilligung  nach  dem  Er-
 reichen  der  Regelaltersgrenze  oder  der  besonderen  Alters-
 grenze  tritt  die  Beamtin  oder  der  Beamte  kraft  Gesetzes  mit
 dem  Ende  des  Monats,  in  dem  der  Widerruf  bekannt  gege-
 ben  worden  ist,  in  den  Ruhestand.  Das  FALTER-Arbeits-
 zeitmodell  endet  im  Fall  der  Dienstunfähigkeit  oder  der  be-
 grenzten  Dienstfähigkeit  mit  Versetzung  in  den  Ruhestand
 wegen  Dienstunfähigkeit  oder  mit  Feststellung  der  begrenz-
 ten Dienstfähigkeit.

 Zu Nummer 2  (§  93)

 Für  die  neuen  Formen  der  Altersteilzeit  zur  Anpassung  der
 Personalstruktur  in  Anlehnung  an  veränderte  Verwaltungs-
 abläufe  und  die  Entwicklung  des  demografischen  Wandels  ist
 eine neue gesetzliche Grundlage erforderlich.

 Die  neuen  Absätze  3  bis  5  vollziehen  das  Tarifergebnis  vom
 27.  Februar  2010  nach  und  schaffen  auf  der  Grundlage  eines
 Antrags,  der  sich  auf  die  Zeit  bis  zum  Eintritt  in  den  Ruhe-
 stand  erstrecken  muss,  eine  neue  Altersteilzeitregelung  für
 Beamtinnen  und  Beamte.  Nach  §  46  des  Deutschen  Richter-
 gesetzes  gilt  die  neue  Altersteilzeitregelung  auch  für  Richte-
 rinnen und Richter des Bundes.

 Zu Buchstabe a  (§  93 Absatz 3 – neu – bis 5 – neu)

 Nach  der  neuen  Regelung  in  Absatz  3  kann  Altersteilzeit  in
 Restrukturierungs-  und  Stellenabbaubereichen  mit  der  Hälfte
 der  bisherigen  Arbeitszeit,  höchstens  der  Hälfte  der  in  den
 letzten  zwei  Jahren  vor  Beginn  der  Altersteilzeit  durch-
 schnittlich  zu  leistenden  Arbeitszeit  bewilligt  werden,  wenn
 sie  bei  Beginn  der  Altersteilzeit  das  60.  Lebensjahr  vollendet
 haben,  sie  in  den  letzten  fünf  Jahren  vor  Beginn  der  Alters-
 teilzeit  drei  Jahre  mindestens  teilzeitbeschäftigt  waren  und
 dienstliche  Belange  dem  nicht  entgegenstehen.  Die  Alters-
 teilzeit  muss  vor  dem  1.  Januar  2017  beginnen.  Altersteilzeit
 kann  sowohl  im  Blockmodell  als  auch  im  Teilzeitmodell  be-
 willigt  werden.  Wie  im  Tarifbereich  besteht  auf  Altersteilzeit
 kein  Rechtsanspruch,  auch  nicht  auf  ein  bestimmtes  Arbeits-
 zeitmodell.
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Nach  Absatz  4  ist  Altersteilzeit  mit  der  Hälfte  der  bisherigen
 Arbeitszeit  zu  bewilligen,  wenn  die  Voraussetzungen  des  Ab-
 satzes  3  Satz  1  mit  Ausnahme  der  Nummern  4  und  5  vorlie-
 gen.  Der  Anspruch  besteht  nur  im  Rahmen  einer  Quote  von
 2,5  Prozent  der  Beamtinnen  und  Beamten  der  jeweiligen
 obersten  Dienstbehörde  im  Sinne  des  §  3  BBG  einschließlich
 ihres  Geschäftsbereichs.  Er  ist  ausgeschlossen,  wenn  diese
 Quote  ausgeschöpft  ist  oder  der  Bewilligung  dienstliche  Be-
 lange  entgegenstehen.  In  die  Quote  werden  neben  den  nach
 Satz  1  bewilligten  Altersteilzeitverhältnissen  auch  beste-
 hende  Altersteilzeitverhältnisse,  die  vor  dem  1.  Januar  2010
 nach  den  Absätzen  1  und  2  begonnen  haben,  sowie  Alters-
 teilzeitverhältnisse  in  Restrukturierungs-  und  Stellenabbau-
 bereichen  nach  Absatz  3  einbezogen.  Die  Altersteilzeit  nach
 Absatz  4  wird  auf  Grund  der  gesetzlich  vorgegebenen  Quo-
 tierung  nur  in  geringem  Umfang  in  Anspruch  genommen
 werden können.

 Absatz  5  ermächtigt  das  Bundesministerium  des  Innern  im
 Einvernehmen  mit  dem  Bundesministerium  der  Finanzen  die
 Einzelheiten  der  Bewilligung  der  Altersteilzeit,  insbesondere
 die  Festlegung  der  Restrukturierungs-  und  Stellenabbaube-
 reiche und die Verteilung der Quote, zu regeln.

 Zu Buchstabe b  (§  93 Absatz 6 – neu – und 7 – neu)

 Redaktionelle Anpassung.

 Zu Artikel 12  (Änderung des Dienstrechts-
 neuordnungsgesetzes)

 Zu Nummer 1  (Artikel 2 Nummer 67)

 Folgeänderung zu Artikel 2 Nummer 2.

 Zu Nummer 2  (Artikel 2a Nummer 10 und Artikel 3a)

 Folgeänderungen zu Artikel 3 Nummer 4 und Artikel 6.

 Zu Nummer 3  (Artikel 4a Nummer 3)

 Mit  der  Änderung  des  sogenannten  Einbaufaktors  wird  der
 Systematik  der  Regelung  des  §  4  Absatz  1  Satz  3  des  Bun-
 dessonderzahlungsgesetzes  Rechnung  getragen.  Damit  wird
 sichergestellt,  dass  der  Einbau  der  Sonderzahlung  in  die
 ruhegehaltfähigen  Dienstbezüge  für  die  Versorgungsemp-
 fängerinnen  und  Versorgungsempfänger  auf  dem  Stand  des
 Jahres 2004 erfolgt.

 Zu Nummer 4  (Artikel 5a Nummer 4)

 Entspricht der Begründung zu Nummer 3.

 Zu Artikel 13  (Änderung der Bundesmehrarbeitsver-
 gütungsverordnung für das Jahr 2010)

 Übertragung  der  linearen  Bezügeerhöhung  um  1,2  Prozent
 ab  1.  Januar  2010  nach  §  14  Absatz  2  BBesG  auf  die  Mehr-
 arbeitsvergütung.

 Zu Artikel 14  (Änderung der Bundesmehrarbeitsver-
 gütungsverordnung für das Jahr 2011)

 Übertragung  der  linearen  Bezügeerhöhung  um  0,6  Prozent
 ab  1.  Januar  2011  nach  §  14  Absatz  2  BBesG  auf  die  Mehr-
 arbeitsvergütung.

 Zu Artikel 15  (Weitere Änderung der Bundesmehr-
 arbeitsvergütungsverordnung für das
 Jahr 2011)

 Übertragung  der  linearen  Bezügeerhöhung  um  0,3  Prozent
 ab  1.  August  2011  nach  §  14  Absatz  2  BBesG  auf  die  Mehr-
 arbeitsvergütung.

 Zu Artikel 16  (Änderung der Erschwerniszulagen-
 verordnung)

 Übertragung  des  Tarifergebnisses  durch  Erhöhung  der  ver-
 gleichbaren  Besoldungsleistungen.  Mit  Blick  auf  die  Gering-
 fügigkeit  der  Beträge  und  aus  Gründen  der  Verwaltungsver-
 einfachung  wird  entsprechend  der  Vorgehensweise  früherer
 Bundesbesoldungs-  und  -versorgungsanpassungsgesetze  die
 prozentuale  Erhöhung  von  insgesamt  2,1  Prozent  in  den  Jah-
 ren 2010 und 2011 in einem Schritt vorgenommen.

 Zu Artikel 17  (Änderung des Soldatenversorgungs-
 gesetzes)

 Zu Nummer 1  (§  55a Absatz 1)

 Zu Buchstabe a  (§  55a Absatz 1 Satz 7)

 Entspricht  der  Begründung  zu  Artikel  8  Nummer  2  Buch-
 stabe a.

 Zu Buchstabe b  (§  55a Absatz 1 Satz 9)

 Entspricht  der  Begründung  zu  Artikel  8  Nummer  2  Buch-
 stabe b.

 Zu Nummer 2  (§  55d Absatz 4)

 Berichtigung  der  fehlerhaften  Bezugnahme  auf  §  57  des
 Soldatenversorgungsgesetzes  in  dieser  durch  Artikel  8  Num-
 mer  4  Buchstabe  b  des  Gesetzes  zur  Strukturreform  des  Ver-
 sorgungsausgleichs  vom  3.  April  2009  (BGBl.  I  S.  700)  mit
 Wirkung  vom  1.  September  2009  eingefügten  Regelung.  Die
 zutreffende  Regelung  zur  Versorgungskürzung  nach  der
 Ehescheidung  im  Soldatenversorgungsgesetz,  auf  die  Bezug
 genommen werden soll, ist §  55c.

 Zu Nummer 3  (§  89b)

 Folgeänderung zu Artikel 8 Nummer 6.

 Zu Nummer 4  (§  97 Absatz 1 Nummer 1 Satz 1)

 Entspricht der Begründung zu Artikel 8 Nummer 3.

 Zu Nummer 5  (§  100 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a
 Satz 1 bis 3)

 Berichtigung  der  ins  Leere  laufenden  Verweisung  auf  §  2  Ab-
 satz  2  Satz  5  des  Besoldungsüberleitungsgesetzes  (Artikel  3
 des  Dienstrechtsneuordnungsgesetzes  vom  5.  Februar  2009,
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BGBl.  I  S.  160,  221,  462).  Richtig  ist  die  Verweisung  auf
 Satz  4 dieser Vorschrift (Rundungsregelung).

 Zu Artikel 18  (Bekanntmachungserlaubnis)

 Ermächtigung  zur  Neubekanntmachung  des  Bundesbesol-
 dungsgesetzes,  des  Beamtenversorgungsgesetzes,  des  Solda-
 tenversorgungsgesetzes,  der  Bundesmehrarbeitsvergütungs-
 verordnung und der Erschwerniszulagenverordnung.

 C.  Stellungnahme der Gewerkschaften im
 Rahmen des Beteiligungsverfahrens

 Den  Spitzenorganisationen  der  Gewerkschaften  ist  im  Rah-
 men  der  Beteiligung  nach  §  118  BBG,  für  Soldatinnen  und
 Soldaten  i.  V.  m.  §  35a  des  Soldatengesetzes  Gelegenheit
 zur Stellungnahme gegeben worden.

 Die  Gewerkschaften  begrüßen  einhellig  die  Übernahme  des
 Tarifergebnisses  vom  27.  Februar  2010  auf  die  Beamtinnen
 und  Beamten,  Richterinnen  und  Richter,  Soldatinnen  und
 Soldaten  sowie  Versorgungsempfängerinnen  und  Versorgungs-
 empfänger.

 Sie  befürworten  grundsätzlich  auch  den  wirkungsgleichen
 Nachvollzug  der  tariflichen  Regelungen  zu  flexiblen  Arbeits-
 zeiten  für  ältere  Beschäftigte  (Altersteilzeit  und  FALTER-Ar-
 beitszeitmodell).

 Die  Verbände  kritisieren,  dass  die  Versorgungsempfängerin-
 nen  und  Versorgungsempfänger  von  der  tariflichen  Einmal-
 zahlung  von  240  Euro  ausgenommen  werden.  Der  Deutsche
 Gewerkschaftsbund  (DGB),  der  Deutsche  BundeswehrVer-

 band  (DBwV),  der  Deutsche  Richterbund  (DRB)  und  der
 Christliche  Gewerkschaftsbund  Deutschlands  (CGB)  äußern
 zudem  Bedenken  zur  Wiederaufnahme  der  Verminderung  der
 Besoldungs-  und  Versorgungserhöhung  nach  §  14a  BBesG.
 Zunächst  seien  die  Wirkungen  der  Versorgungsrücklage  ent-
 sprechend  dem  Prüfauftrag  nach  §  14a  Absatz  5  BBesG  zu
 prüfen.

 Die  Bundesregierung  weist  demgegenüber  darauf  hin,  dass
 die  Fortführung  der  Verminderungen  nach  §  14a  Absatz  2
 BBesG  der  geltenden  Rechtslage  entspricht.  Der  Prüfauftrag
 nach  §  14a  Absatz  5  BBesG  ist  mit  dem  Anpassungszeitpunkt
 zum  1.  August  2011  nicht  verknüpft.  Vielmehr  hat  die  Prü-
 fung  vor  Ablauf  des  in  §  14a  Absatz  2  BBesG  genannten  Zeit-
 raums  zu  erfolgen,  also  bis  zum  1.  Januar  2011,  da  zu  diesem
 Zeitpunkt  der  achte  der  in  §  14a  Absatz  2  BBesG  genannten
 Anpassungsschritte  eintritt.  Die  Bundesregierung  wird  die-
 sem Prüfauftrag rechtzeitig nachkommen.

 Die  Entscheidung,  Versorgungsempfängerinnen  und  Versor-
 gungsempfänger  von  der  Einmalzahlung  von  240  Euro  aus-
 zunehmen,  hält  die  Bundesregierung  vor  dem  Hintergrund
 der  gesamtwirtschaftlichen  Rahmenbedingungen  sowie  der
 bestehenden  Verhältnisse  im  Rentenbereich  und  der  prognos-
 tizierten  weiteren  Entwicklung  für  die  Alterssicherungssys-
 teme  angesichts  des  demografischen  Wandels  für  sachlich  ge-
 boten.  Auch  wenn  es  sich  nur  um  eine  einmalige  Zahlungs-
 verpflichtung  handele,  müssen  die  Ausgaben  auch  für  die
 Versorgungsbezüge  in  einem  vertretbaren  Rahmen  gehalten
 werden.  Auswirkungen  auf  die  Teilhabe  der  Versorgungs-
 empfängerinnen  und  Versorgungsempfänger  an  der  allgemei-
 nen  wirtschaftlichen  Entwicklung  sind  mit  dieser  Entschei-
 dung  zudem  nicht  verbunden,  da  die  Einmalzahlung  mangels
 Tabellenwirksamkeit keine Dauerwirkung entfaltet.
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Anlage  2
 Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates
 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  das  Regelungsvor-
 haben  auf  Bürokratiekosten  geprüft,  die  durch  Informa-
 tionspflichten begründet werden.

 Mit  dem  Regelungsvorhaben  werden  für  die  Wirtschaft  so-
 wie  für  Bürgerinnen  und  Bürger  keine  Informationspflich-
 ten  eingeführt,  geändert  oder  aufgehoben.  Für  die  Verwal-
 tung werden zwei Informationspflichten eingeführt.

 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  im  Rahmen  seiner  ge-
 setzlichen  Zuständigkeit  keine  Bedenken  gegen  das  Rege-
 lungsvorhaben.
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